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Erbschaftssteuer – Reform oder 
Ente?
Berliner Zeitung, 8./9.11. rül. SPD und 
Unionsparteien haben sich nach lan-
gem Streit auf eine Reform der Erb-
schaftssteuer geeinigt. Die Reform 
war nötig geworden, weil das Verfas-
sungsgericht die bestehende Regelung 
wegen der niedrigen Bewertung von 
Immobilien und Grundstücken ver-
worfen hatte und entschieden hatte, 
wenn diese Ungleichbehandlung ver-
schiedener Arten von Vermögen bis 
Ende 2009 nicht aufhöre, sei die Steuer 
abzuschaffen. Die ersatzlose Abschaf-
fung der Erbschaftssteuer hatte – wen 
wunderts? – die FDP verlangt. Die CSU 
hatte zuletzt noch einmal zahlreiche 
Zugeständnisse für reiche Leute ver-
langt und auch bekommen. Herausge-
kommen ist jetzt unter anderem: Bar-
geld bis 500.000 Euro ist für erbende 
Ehegatten und Lebenspartner steu-
erfrei, bei Kindern bis 400.000 Euro. 
Bei Wohneigentum zahlen Witwen und 
Witwer bis 200 Quadratmeter Wohn-
fläche keine Erbschaftssteuer, falls die 
geerbte Wohnfläche erster Wohnsitz ist 
und mindestens zehn Jahre lang ge-
nutzt wird. Die darüber hinausgehende 
Wohnfläche wird wie vererbtes Bargeld 
angerechnet, ist eventuell also auch 
steuerfrei. Bei Familienunternehmen 
bleiben Erben steuerfrei, wenn sie den 
Betrieb weiterführen und die Arbeits-
plätze zehn Jahre lang erhalten. Ob mit 
diesen Regelungen das ursprüngliche 
Ziel erreicht wird, das Aufkommen an 
Erbschaftssteuer von zuletzt ca. 4,5 
Milliarden Euro im Jahr zu erhalten, 
ist zweifelhaft. 

Die „Berliner Zeitung“ wettert, 70% 
der Bevölkerung hätten ohnehin an 
ihrem Lebensende nichts zu vererben, 
nun würden auch noch die reichen 30% 
weitgehend von Erbschaftssteuer be-
freit. Die Einigung von SPD und Union 
sei „eine Ente, keine Reform“. Dabei 
sei die Bundesrepublik bei der Besteu-
erung von Vermögen ohnehin Schluss-
licht unter allen Industriestaaten und 
in der EU. „Kein anderes Land lässt 
sich seine Erben so viel kosten wie 
Deutschland.“

Atommülllager Asse wird stillgelegt
Handelsblatt, 6.11. rül. Nach der Eini-
gung zwischen Bundesforschungsmi-
nisterin Schavan und Umweltminister 
Gabriel, das Atommülllager Asse aus 
der Verantwortung der Fraunhofer 
Gesellschaft und damit auch des Bun-
desforschungsministeriums in die des 
Umweltministeriums zu übertragen, 
hat nun auch das Bundeskabinett be-
schlossen, dass Asse ab 1.1.2009 durch 
das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) übernommen wird. „Die Bundes-

regierung hat einen Betreiberwechsel 
für das marode Atommülllager Asse 
beschlossen und so den Weg für eine 
Stillegung nach Atomrecht frei ge-
macht“, erläutert das „Handelsblatt“ 
den Vorgang. Das einsturzgefährdete 
Lager soll nun teuer saniert und dann 
geschlossen werden. Wohin der strah-
lende Müll dann langfristig kommt, ist 
weiter offen. Die Endlagerfrage bleibt 
damit auch Jahrzehnte nach dem Ein-
stieg in die Kernenergie ungelöst. 

Studie zur Lebenslage von Hartz-IV-
Empfängern
www.bw.dgb.de, 6.11. alk. Zwischen 
April und Juli 2008 wurden 429 Er-
werbslosen nach ihrer Lebenssituation 
befragt. Jetzt haben der DGB-Bezirk 
Baden-Württemberg und der Kirch-
liche Dienst in der Arbeitswelt (KDA) 
gemeinsam in der Evangelischen Aka-
demie Bad Boll die Ergebnisse vorge-
stellt. 

Der Alltag von Hartz-IV-Empfängern 
ist danach aus Sicht der Betroffenen 
vielfach geprägt von unzureichenden 
finanziellen Leistungen, unverhältnis-
mäßigen Sanktionen, perspektivlosen 
Verpflichtungen zu sogenannten „ak-
tivierenden“ Maßnahmen, fehlender 
Bedarfsgerechtigkeit und weitgehen-
der Wirkungslosigkeit von „Eingliede-
rungsmaßnahmen“, fehlerhaften Leis-
tungsbescheiden und unrealistischen 
Obergrenzen bei der Anerkennung 
von Wohnkosten. Druck und Fremd-
bestimmung durch die Arbeitsagen-
turen werden von den Betroffenen oft 
als entwürdigend empfunden. Vielfach 
beklagen die Menschen eine Belastung 
familiärer und freundschaftlicher Be-
ziehungen sowie einen Verlust an Le-
bensfreude mit Folgen für ihre seeli-
sche Gesundheit. Die Studie empfiehlt, 
durch eine von der Arbeitsverwaltung 
unabhängige Beratung die Situation 
von Erwerbslosen zu stärken. Auch 
wenn man hier durchaus Eigeninter-
esse der (kirchlichen) Sozialindustrie 
unterstellen kann, ist nicht von der 
Hand zu weisen, dass viele Betroffene 
das Gefühl haben, einem System hilf-
los ausgeliefert zu sein. Daher kön-
nen nichtstaatliche Beratungsstellen 
durchaus sinnvoll sein. Ansonsten weist 
die Studie auf die Mängel der Gesetz-
gebung und Umsetzung hin: Rund 90% 
der Befragten Alg II BezieherInnen 
sind in einer finanziellen Notlage, die 
ihre gesellschaftlichen Teilhabemög-
lichkeiten unzumutbar einschränkt. 
Deutlich wird: Die Berechnung des 
Regelsatzes für die Grundsicherung 
orientiert sich nicht am tatsächlichen 
Bedarf für das Existenzminimum. 
Das häufig eingesetzte Arbeitsmarktin
strument der „Ein-Euro-Jobs“ muss 
dringend überprüft werden. Öffent-
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lich geförderte Beschäftigung sollte 
sozialversicherungspflichtig sein, eine 
weiterführende Perspektive eröffnen 
und sich auf besonders benachteiligte 
Erwerbslose konzentrieren. Eine mo-
derne Arbeitsverwaltung, die kunden-
orientiert arbeiten will, muss stärker 
auf die individuellen Bedarfe der Men-
schen eingehen. Diese Sichtweise hat 
sich bei aller Kundenorientierung in 
den Arbeitsverwaltungen bisher leider 
nicht immer durchsetzen können. Statt 
perspektivloser „Eingliederungsmaß-
nahmen“ müssen stärker individuell 
zugeschnittene Lösungen gemeinsam 
mit den Erwerbslosen entwickelt wer-
den. Die Beschäftigten in den Arbeits-
verwaltungen brauchen mehr Zeit und 
Entscheidungsfreiheit. Dazu bedarf es 
aber mehr personeller und materieller 
Ressourcen. Um ein vertrauensvolles 
Klima zu schaffen, muss die Erreich-
barkeit und die Zuverlässigkeit der 
Leistungsabteilungen deutlich verbes-
sert werden. 

„Der freie Handel über See“ 
ngo-online.de, 10.11. alk Die Europä-
ische Union (EU) wird voraussichtlich 
ab Mitte Dezember mit Kriegsschif-
fen Fracht- und Passagierschiffe vor 
der Küste Somalias vor Angriffen von 
„Piraten“ schützen. Das beschlossen 
die EU-Außenminister am Montag (10. 
November) in Brüssel. Es wird der erste 
Einsatz von Kriegsschiffen unter eu-
ropäischer Flagge sein. Die Deutsche 
Marine will sich an dem EU-Flotten-
verband mit einer Fregatte beteiligen. 
Insgesamt wollen neun europäische 
Länder Kriegsschiffe zur „Operati-
on Atalanta“ entsenden. Offiziellen 
Angaben zufolge haben „Piraten“ in 
den vergangenen Monaten in den Ge-
wässern vor Somalia mehrere Male 
Frachtschiffe in ihre Gewalt gebracht, 
um Lösegeld zu erpressen. Bundesver-
teidigungsminister Franz Josef Jung 
(CDU) sagte am Rande eines ebenfalls 
am Montag in Brüssel stattfindenden 
Treffens der Verteidigungsminis-
ter der Europäischen Union, mit der 
EU-Mission müsse die Sicherheit auf 
einem der wichtigsten Seewege auf 
der Welt wiederhergestellt werden. 
Die Angriffe der Seeräuber konzent-
rieren sich den Angaben zufolge im-
mer auf den Golf von Aden zwischen 
dem Jemen und dem Norden Somalias. 
Der freie Handel über See müsse ge-
währleistet sein, so Jung. Die Frage, 
ob und unter welchen Bedingungen 
die Deutsche Marine gegen die Piraten 
vorgehen kann, konnte die Bundesre-
gierung noch nicht klären. Nach dem 
in der Bundesrepublik geltenden Recht 
dürfen die deutschen Marineeinheiten 
keine Polizeiaufgaben wahrnehmen. 
Es soll jetzt beraten werden, ob auf den 
Schiffen der Marine auch Beamte der 
Bundespolizei mitfahren sollen, um Pi-

raten festnehmen zu können. Ebenfalls 
offen: Was passiert, wenn sich die „Pi-
raten“ in Hoheitsgewässer Somalias 
oder des Jemens flüchten.

EU-Kommission will Entwicklungspo-
litik zur Rohstoffsicherung einsetzen 
FAZ, 4.11. hav. Die EU-Kommission 
will die Versorgung mit Rohstoffen 
künftig in Handelsabkommen veran-
kern und in der Entwicklungspolitik 
berücksichtigen. Staaten, die „den un-
gehinderten Zugang zu ihren Rohstof-
fen verwehren“, sollen bei der Welt-
handelsorganisation (WTO) verklagt 
werden. Für wichtige Rohstoff-Liefer-
länder schlage die Kommission eine 
„Rohstoff-Diplomatie“ vor. Mehr als 
die Hälfte der für die europäischen 
Industrie wichtigen Rohstoffe befän-
den sich in „instabilen“ Staaten, so 
die Begründung der EU-Kommission. 
Die Rohstoff-Sicherungsstrategie der 
EU zielt auf Energie und auf Metalle, 
Mineralien, Holz und Chemikalien ab. 
Viele wichtige Rohstoffe seien in nur 
wenigen Ländern konzentriert, so die 
Kommission, etwa in China, wo 95 
Prozent der Rohstoffe für Mobiltele-
fone oder LCD-Bildschirme hergestellt 
würden. 90% des Niobiums, das im 
Flugzeug- und Pipelinebau eingesetzt 
wird, stammten aus Brasilien. Süd-
afrika liefere 80% des Rhodiums, das 
für die Produktion von Katalysatoren 
verwendet wird. Zudem seien etwa 
450 Exportrestriktionen für rund 400 
Rohstoffe in Kraft, wie beispielswei-
se in Russland für Holzgüter. Davon 
seien bereits tausende Arbeitsplätze in 
der EU-Industrie betroffen. Darüber 
hinaus plane Moskau im kommenden 
Jahr die Exportzölle drastisch zu er-
höhen. Das werde die Lage erheblich 
verschlimmern, so die Kommission.

EU-Kommission hat Einwände gegen 
Rio-Tinto-Übernahme durch BHP
FAZ, 4.11., hav. Die Europäische Kom-
mission hat Einwände gegen die ge-
plante feindliche Übernahme des Mi-
nen- und Bergbaukonzerns Rio Tinto 
durch den Wettbewerber BHP Billiton. 
Die Brüsseler Wettbewerbshüter hät-
ten BHP ein so genanntes „Statement 
of Objections“ zugesandt, teilte das 
in Melbourne ansässige Unternehmen 
mit. Die Zustimmung der EU-Kommis-
sion für die Fusion steht bislang noch 
aus; die australischen Wettbewerbs-
hüter haben dem Vorhaben hingegen 
bereits zugestimmt. Die EU hatte un-
längst schwere Bedenken gegen den 
Zusammenschluss geäußert, da sie eine 
Konzentration der Rohstoffbranche be-
fürchtet. Vor allem bei den Märkten für 
Eisenerz, Kohle, Uran, Aluminium und 
Mineralsänden könnten nach Meinung 
der EU-Kommission Preiserhöhungen 
und weniger Auswahl für die Kunden 
drohen. Die Genehmigung durch die 
Brüsseler Behörde sehen Branchen-
kenner daher als größte verbleibende 
Hürde für den möglichen Zusammen-
schluss. Die EU-Kommmission hatten 
Ende September angekündigt, die kar-
tellrechtliche Überprüfung der Über-
nahmeofferte wieder aufgenommen zu 
haben. Die Kommission will nun bis 
zum 15. Januar über das Angebot ent-
scheiden. 

Die jetzige Ausgabe ist aus Aktuali-
tätsgründe eine Woche verschoben. 
Die nächste Ausgabe der Politischen 
Berichte erscheint wieder regulär am 3. 
Dezember. Redaktionsschluss: Freitag, 
28. November. Artikelvorschläge und 
Absprachen über pb@gnn-verlage.de. 
Tel: 0711/3040595, freitags von 7–12 h.

Proteste gegen Castor-Transporte, mit denen radioaktiver Restmüll aus der Wiederaufbe-
reitung von Brennstäben  aus BRD-Kernkraftwerken in Frankreich nach Gorleben gebracht 
werden. Es nahmen bedeutend mehr Menschen und auch viele jüngere teil als beim letzten 
Transport im Jahr 2006. Die Grünen, die damals den Umweltminister stellten und nicht 
aufgerufen hatten, waren diesmal mit Bundesvorsitzender und Abgeordneten vertreten.
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Wirtschaftliche Entwicklung

Es wird  
kritisch
Zuerst die guten Nachrichten: Die Ar-
beitslosenzahl ist im Oktober erneut 
gesunken, um 84.000 gegenüber dem 
Vormonat, um 437.000 gegenüber dem 
Vorjahr. Erstmals seit vielen Jahren 
waren weniger als drei Millionen Men-
schen arbeitslos gemeldet. Die Zahl der 
den Arbeitsagenturen gemeldeten of-
fenen Stellen nahm im gleichen Monat 
gegenüber dem Vormonat September 
nur um 1.000 ab, also minimal.

Auch die Steuereinnahmen steigen 
weiter. Die amtlichen Steuerschätzer 
meldeten am 5. November, dass die 
Steuereinnahmen von Bund, Ländern 
und Kommunen in diesem Jahr ver-
mutlich acht Milliarden Euro höher 
liegen werden als bisher erwartet. Al-
lein das Aufkommen der Gemeinden an 
Gewerbesteuer wird etwa sechs Mil-
liarden Euro höher liegen als bisher 
erwartet. Das schafft in der einen oder 
anderen Gemeinde Spielraum für zu-

sätzliche kommunale Investitionen, die 
dringen nötig sind. Die „Steuerquote“, 
d.h. der Anteil der Steuereinnahmen 
von Bund, Ländern und Kommunen am 
Bruttoinlandprodukt, wird 2008 bei 
22,5% liegen. Das ist der höchste Wert 
seit sieben Jahren. Im letzten Jahrzehnt 
lag die Steuerquote nur in zwei Jahren 
höher, 1999 bei 22,85%, im Jahr 2000 
bei 23%.

Keine Kostenkrise, sondern eine  
Nachfragekrise

Auch wichtige Kosten der industriel-
len Produktion und der Lebenshaltung 

steigen inzwischen deutlich weniger 
als in den Vormonaten, zum Teil sinken 
sie. Die Rohölpreise, noch vor wenigen 
Monaten eine der angeblichen „Haupt-
risiken für die Weltkonjunktur“, sind 
seit ihrem Allzeithoch vom Sommer 
2007 auf weniger als die Hälfte gefal-
len. Damit sinken auch die Benzin-
preise, die Heizölpreise und – vielleicht 
– demnächst auch wieder die Gaspreise 
für Haushalte und Industrie.

Auch die Metallpreise, in den letzten 
Jahren in der Metall- und Elektro-
industrie, im Bauhandwerk und an-
derswo Grund für zahlreiche Klagen, 
fallen, zum Teil deutlich. „Ende der 
Metall-Party“ schlagzeilte am 5.11. 
die „Berliner Zeitung“ und berichte-
te: „Kupfer zum Beispiel kostete im 
Sommer (2008) fast 9.000 Dollar die 
Tonne, vier Mal mehr als vor fünf Jah-
ren. Zinn verfünffachte sich im Preis 
auf rund 25.000 Dollar.“ „Jetzt kosten 
Zinn und Kupfer nur noch halb so viel 
wie im Sommer, Nickel ist sogar um 
80% unter die Rekordmarke von 2007 
gerutscht. Auch bei Stahl gibt es einen 
… großen Preisverfall.“ Die Preise für 
den Schiffstransport von Erzen und 
Metallen seien noch stärker gefallen.

Auch der Euro-Kurs, lange Zeit 
Grund für Klagen der Exportwirt-

schaft, ist von seinen Höchstständen 
vom Frühjahr 2007 weit entfernt. Da-
mit steigt auch wieder die Rendite im 
Exportgeschäft mit dem Dollarraum 
– inkl. in Länder, die ihre Währung an 
den Dollar gekoppelt haben, wie zum 
Beispiel China.

Auch die Lebenshaltungskosten 
steigen langsamer. Die Nahrungsmit-
telpreise fallen zum Teil sogar. Und 
schließlich haben alle Zentralbanken 
der großen Industriestaaten in den 
letzten Wochen und Monaten ihre 
Zinssätze für Zentralbankgeld, d.h. 
für ihre Kredite an den Bankensektor, 

drastisch reduziert. In den USA liegt 
der Leitzins der Zentralbank inzwi-
schen nur noch bei 1%. Im Oktober 
2007 lag er noch bei 4,25%. Ähnlich in 
Großbritannien: Dort fiel der Zinssatz 
der britischen Zentralbank von 5,8% 
im Oktober 2007 auf jetzt 3%. Auch 
die Europäische Zentralbank hat ihre 
Leitzinsen jetzt auf 3,25% gesenkt. All 
das soll die Geldbeschaffung der Ban-
ken „billiger“ machen, damit diese ihre 
Kredite an die Realwirtschaft senken 
können.

All diese Faktoren stützen die Kon-
junktur, und sie stützen auch die Po-
sition der IG Metall in der laufenden 
Tarifauseinandersetzung, dass die zu-
nehmenden Krisennachrichten aus der 
Wirtschaft nicht auf eine Kostenkrise, 
sondern auf eine Nachfragekrise hin-
weisen.

Exporte steigen

Selbst die Nachfragekrise scheint noch 
nicht allgemein. Der Verband der deut-
schen Maschinen- und Anlagenbauer 
VDMA) etwa meldete im September 
erstmals seit mehreren Monaten wieder 
steigende Aufträge. Aus dem Ausland 
seien 4% mehr Aufträge gekommen. Im 
In- und Ausland seien die Aufträge für 
deutsche Maschinen- und Anlagebau-

Unternehmen damit um 2% höher ge-
wesen als im Vorjahr. Allein für Strom-
turbinen gingen im September 60% 
mehr Aufträge ein als im Vorjahres-
monat – ein erneutes Anzeichen für den 
ungebrochenen Boom der Elektrizi-
tätserzeugung in Regionen wie Osteu-
ropa, Russland, Asien. (Handelsblatt, 
30.10.08) Auch die gesamten deutschen 
Exporte sind im September gestiegen. 
Alle Warenausfuhren zusammen lagen 
um 6,9% höher als im Vergleichsmonat 
des Vorjahres und um 0,7% höher als im 
August, meldet das Statistische Bun-
desamt (Spiegel Online, 7.11.08).

Die IG Metall begründet ihre Lohnforderung mit dem Kaufkraftargument. Während früher die Hersteller von Autos „auf Halde“ produzierten, 
wird jetzt versucht, durch flexible Arbeitszeiten und zeitweisen Produktionsstopp die Marktschwankungen auszugleichen.
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Finanzkrise schlägt auf Realwirtschaft 
durch
Diese guten Nachrichten ändern aber 
nichts an der Hauptsache: Die Krise 
des US-Immobilienmarktes und dann 
der US-Finanzwirtschaft, die en-
ormen Spekulationsverluste vor allem 
bei amerikanischen und europäischen 
Banken, bei Hedge-Fonds und anderen 
Finanzunternehmen und die damit ver-
bundene allgemeine Verunsicherung in 
der Wirtschaft und der Bevölkerung 
schlagen inzwischen unübersehbar auf 
die Realwirtschaft durch.

Erstes Opfer: Die Autobranche

Erstes Opfer scheint die Autobranche 
zu sein, insbesondere in den USA. In 
den USA, wo wegen der steigenden 
Benzinpreise ohnehin der Automobil
absatz schon bröckelte und wo inzwi-
schen auch die Arbeitslosenzahlen steil 
nach oben gehen, fiel die Absatz der 
US-Konzerne im Oktober um 30 bis 
40% niedriger aus als im Vorjahr. In-
zwischen taumeln Weltkonzerne wie 
General Motors und Ford am Abgrund. 
„Amerikas Autobauern geht das Geld 
aus“, meldet die „Berliner Zeitung“ 
(8./9.11.08) Ihre flüssigen Mittel reich-
ten nach eigenen Angaben nur noch 
wenige Wochen und Monate. Selbst das 
Kredithilfeprogramm der US-Regie-
rung, mit dem GM, Ford und Chrysler 
25 Milliarden Dollar neue Kredite zur 
Modernisierung ihrer Produkte und 
Produktionsanlagen bewilligt wur-
den, soll nicht ausreichen. Bis Jahres-
ende benötigen GM, Ford und Chrysler 
mindestens die doppelte Summe, wird 
in den Medien verbreitet. Die Lage 
sei so schlimm wie seit der Weltwirt-
schaftskrise in den 1930er Jahren nicht 
mehr. Bei GM fiel der Umsatz im dritten 
Quartal um 13%, bei Ford um 22%. GM 
soll noch 16 Milliarden Dollar Barmit-
tel haben. 14 Milliarden Dollar werden 
jeden Monat benötigt, um die laufenden 
Kosten zu decken, also um Löhne, Steu-
ern und Lieferanten zu zahlen. Schon 
jetzt warten immer mehr Lieferanten 
auf ihr Geld, kommen selbst in erheb-
liche Schwierigkeiten, weil GM und 
Ford schlicht nicht zahlen. Von Chrys-
ler spricht kaum noch jemand, was auf 
noch größere Probleme hindeutet.

Ursache der Autokrise in den USA 
ist zum Teil die allgemeine Verunsi-
cherung, die steigende Arbeitslosigkeit 
und die Einkommensverluste der US-
Verbraucher durch die Immobilien- und 
Bankenkrise, aber auch technologische 
Fehler der US-Konzerne, die viel zu 
lange auf große, teure Spritfresser ge-
setzt hatten. Hinzu kommt, dass durch 
die Kreditkrise inzwischen auch die 
Finanzierung des Autoabsatzes durch 
Ratenzahlung und Ratenkredite für 
viele zu riskant und teuer geworden 
ist.

Die Panik, die in den US-Autokon-
zernen ausgebrochen ist, schlägt auch 

in Europa durch. Automobilzulieferer, 
die an Werke von GM und Ford irgend-
wo in der Welt geliefert haben, melden 
massive Auftragsstornierungen. Hin-
zu kommt, dass auch in europäischen 
Ländern der Absatz sinkt, vor allem in 
Spanien und Großbritannien, die eben-
falls mit Immobilienkrisen zu kämpfen 
haben. Die seit Jahren angekündigte 
„Neuordnung der Automobilbranche“ 
in Europa scheint inzwischen vor allem 
zulasten der US-Konzerne und even-
tuell der Fahrzeugfertigung in Skan-
dinavien zu gehen. FIAT, vor kurzem 
noch Krisenkandidat Nr. 1 in Europa, 
macht wieder Gewinne. Von Volvo und 
Saab dagegen kommen nur noch beun-
ruhigende Nachrichten. 

Auch der Conti-Schaeffler-Deal 
scheint auf der Kippe zu stehen. Weni-
ge Wochen, nachdem Oskar Lafontaine 
noch die Schaeffler-Familie öffentlich 
wegen ihres zweifelsohne vorhande-
nen großen Reichtums attackiert hatte, 
steht das Geschäft auf der Kippe. Con-
ti muss möglicherweise seine Reifen
sparte verkaufen, damit die Schaeffler-
Gruppe ihre für die Übernahme von 
Conti aufgenommen Kredite abbauen 
kann.

Andere Ursachen als bei GM und Ford 
dürften die Absatzeinbrüche bei BMW 
und Mercedes haben. Ein Großteil der 
7er-Reihe bei BMW und der S-Klasse 
bei Mercedes gehen gar nicht in den pri-
vaten Konsum, sondern werden an Fir-
men verkauft. Viele Firmen aber haben 
wegen der Nachrichten aus den USA 
sofort Kostensenkungsmaßnahmen 
beschlossen. Davon sind zum Beispiel 
die Fuhrparks der Unternehmen für 
ihre Manager betroffen. Deren stän-
dige Modernisierung wird jetzt etwas 
„zeitlich gestreckt“. Hinzu kommt die 
Zurückhaltung nervöser Verbraucher. 
Also bricht bei BMW und Mercedes der 
Absatz bei Luxusfahrzeugen ein. Auch 
die Anschaffung neuer Software in den 
Unternehmen erfolgt jetzt langsamer, 
mal abgesehen davon, dass eine Reihe 
von Banken gar nicht mehr existieren. 
Also sinkt der Absatz von Software bei 
SAP. Anderswo sinkt die Auslastung 
der Fluggesellschaften, melden Hotels 
und Gaststätten weniger Umsatz, weil 
weniger Firmentagungen stattfinden, 
klagen Zeitungen und Fernsehen über 
rückläufige Anzeigenerlöse und sin-
kende Werbung usw.

Schiffe, Flugzeuge, große Anlagen, 
Stahl

Nächstes Opfer ist die Stahlbranche. 
Ihre Hauptabnehmer sind die Auto-
mobilbranche und der Bausektor. Bei-
de Branchen „schwächeln“, um es mal 
vorsichtig auszudrücken. Also fah-
ren Konzerne wie Thyssen und Ar-
celor ihre Fertigung herunter. Arcelor 
hat bekannt gegeben, man werde die 
Produktion kurzfristig weltweit um 
35% reduzieren, „um Nachfrage und 

Angebot wieder ins Gleichgewicht zu 
bekommen“. Von vorübergehenden 
Stillegungen und Kurzarbeit sei Eur-
opa „ein bisschen weniger“, Amerika, 
Afrika und Asien „ein bisschen mehr 
betroffen“ (Berliner Zeitung, 6.11.08).

Hinzu kommt: Alles was groß ist an 
Industrieprodukten und damit auch 
mehrjähriger Finanzierung bedarf, 
kommt inzwischen unter die Räder der 
Kreditkrise. Selbst in Investitionsbran-
chen, die noch große Auftragsberge vor 
sich her schieben, ist so die Finanzkrise 
angekommen. Nicht weil die Nachfra-
ge nach Strom sinkt, sondern wegen 
zunehmender Finanzierungsprobleme 
beim Bau neuer Kraftwerke werden 
zum Beispiel Kraftwerksaufträge und 
Aufträge zur Modernisierung von 
Elektrizitätsnetzen zurückgezogen. 
Das senkt noch nicht die Beschäfti-
gung und die Umsätze bei Kraftwerks-
bauern wie General Electric, Siemens, 
Alstom, MAN usw., aber es belastet die 
Stimmung, behindert Neueinstellun-
gen, bremst die Ausbauplanungen und 
Investitionsvorhaben.

Ähnlich im Schiffbau: Die Reede-
reien melden sinkende Frachtraten und 
eine rückläufige Inanspruchnahme ih-
rer Schiffe im Fernhandel – zum Bei-
spiel beim Transport von Rohstoffen 
aus Afrika und Lateinamerika nach 
Europa, Nordamerika und Asien, aber 
auch im Transport von Zwischenpro-
dukten und Fertigwaren zwischen 
China und den USA oder China und 
Europa. Prompt stornieren Reedereien 
Neubau-Aufträge für die Werften. 
Prompt sinken auch die Bestellungen 
für neue Schiffsmotoren.

Finanzierungsprobleme in Folge 
der Kreditkrise, aber auch skeptische 
Zukunftserwartungen wegen der un-
sicher gewordenen Entwicklung bei 
Dienst- und Reiseflügen haben auch 
die Luftfahrtbranche erreicht. Airbus 
und Boeing melden Stornierungen bei 
Aufträgen.

Weitere „Kollateralschäden“ …

Kleinere und mittlere Unternehmen, 
auch aus der Investitionsgüterbran-
che, berichten von wachsenden Pro-
blemen mit ihren Hausbanken. Wenn 
diese Unternehmen nicht ohnehin ihre 
Investitionen zurück fahren, weil die 
Unsicherheit über die künftige Markt-
entwicklung einfach zu groß ist, kom-
men bei diesen Unternehmen offen-
bar zunehmend Aufforderungen der 
Hausbanken an, sie möchten bitte ihre 
Kreditlinien nicht voll ausschöpfen 
oder gar ausdehnen, die Bank habe 
derzeit genug Probleme auf anderen 
Geschäftsfeldern … Auch das dämpft 
die Konjunktur, beeinträchtigt neue 
Investitionen, gefährdet Arbeitsplät-
ze.

Hinzu kommen vermutlich schon 
bald weitere, zum Teil überraschende 
Entwicklungen. Die Kürzungen bei der 
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Stahlproduktion und der gleichzeitige 
Rückgang des Bergbaus etwa könnte 
Länder wie die Ukraine wirtschaftlich 
erheblich treffen. Der Verfall der Me-
tallpreise belastet afrikanische Län-
der, aber auch Brasilien, Chile, Russ-
land und Australien, eben alle Lie-
feranten dieser Metallrohstoffe. Vor 
allem Erzgruben, die in den letzten 
Jahren infolge der enormen weltwei-
ten Nachfrageentwicklung und der ex-
plodierenden Preise neu aufgemacht 
wurden, dürften nun in erhebliche Pro-
bleme kommen. Die Investitionskosten 
zum „Aufmachen“ dieser Gruben sind 
noch nicht bezahlt, und jetzt fallen 
Preise und Absatz.

All das ist noch keine allgemeine 
Krise, aber macht deutlich: Die Aus-
wirkungen der weltweiten Finanzkrise 
gehen inzwischen weit über die Fi-
nanzbranche hinaus. Täglich kommen 
neue negative Meldungen aus neuen 
Ecken. Weitere, sehr unschöne Überra-
schungen nicht nur im Finanzbereich, 
sondern auch in anderen Bereichen der 
Realwirtschaft sind inzwischen nicht 
mehr ausgeschlossen.

… und wachsende Unsicherheit

Bei aller berechtigten Empörung über 
die enormen Schäden, die die schran-
kenlose Jagd nach immer höheren 
Profiten und immer höheren Eigen-
kapitalrenditen insbesondere durch 
große Privatanleger, Hedge-Fonds, 
Investment- und andere Banken und 
Finanzunternehmen weltweit ange-
richtet haben: inzwischen hoffen ver-
mutlich viele, dass die Finanzkrise im 
engeren Sinne, also die Kredit- und 
Ertragskrise der Banken, durch die 
riesigen Staatsgarantien der USA und 
der europäischen Länder und durch 
ihre Hilfsprogramme für die Finanz-
brachen vielleicht nicht gestoppt, aber 
zumindest kontrollierbar und begrenz-
bar geworden ist. 

Die Auswirkungen dieser Krise auf 
die Realwirtschaft dagegen haben erst 
begonnen. Ein Teil davon ist in den letz-
ten Wochen, insbesondere seit Oktober, 
sichtbar geworden. Weitere Wirkungen 
können folgen. Was davon buchstäblich 
Panik, also vor allem psychologisch be-
dingt ist, und was wirklich dauerhafter 
Absatzrückgang, werden die nächsten 
Monate zeigen. Noch hoffen viele auf 
eine kurze, heftige Wachstumsdelle, 
mehr ausgelöst durch Panik als durch 
realwirtschaftliche Gründe bei Kosten 
und Erträgen, die vielleicht bald wie-
der vorüber ist. 

Im Augenblick aber dominieren 
Schreckensmeldungen und viel Nebel, 
große und täglich wachsende Unsi-
cherheit, was die Zukunft bringt.

Konjunkturprogramme. Zurück zu Keynes?

Bei Karl Schiller, dem keynesianisch 
handelnden Wirtschaftsminister der 
ersten großen Koalition der Bundesre-
publik in den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts, gab es für eine solche 
Situation den Fachbegriff „Attentis-
mus der Anleger“. „Attentismus“ ist 
ein Fachbegriff aus der Wirtschafts-
wissenschaft und meint: „Risikover-
meidung durch Abwarten“. Praktisch 
heißt das: Die wirtschaftliche Situation 
ist vor allem psychologisch bestimmt, 
weniger durch Kosten- oder Ertrags-
entwicklungen, als vielmehr, weil die 
Investoren Entscheidungen scheuen. 
Die Konsequenz von Karl Schiller war: 
der Staat muss handeln, indem er mutig 
vorangeht und selbst Investitionen aus-
löst. Dann folgen irgendwann hoffent-
lich auch die privaten Investoren. „Die 
Pferde saufen wieder“, hieß tatsächlich 
damals die Erfolgsnachricht nach etwa 
einem Jahr.

Offenbar wird die Situation zumin-
dest hierzulande heute vielfach ähnlich 
gesehen, bei den Regierungsparteien, 
in der Wirtschaft wie bei der Opposi-
tion. Alle fordern irgendwelche Kon-
junkturprogramme, vor allem mehr 
staatliche Investitionen. „Stärkung der 
Binnenkonjunktur“ ist angesagt. Alle 
reden von der Stärkung der Binnen-
kaufkraft, wir handeln, sagt auch die 
IG Metall als Begründung für ihre Ta-
rifforderung. Schließlich gelte immer 
noch die Devise des alten Henry Ford: 
„Autos kaufen keine Autos“.

Das ist alles richtig. Aber die Krise 
in den 60er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts war vor allem eine deutsche 
Krise. In der umliegenden EU, in den 
USA und Japan lief die Konjunktur 
damals zwar auch schwächer, es ging 
aber immer noch bergauf. Das führte 
damals dazu, dass Schiller und sei-
ne Programme ergänzt wurden durch 
einen Exportboom, d.h. durch schnell 
steigende Ausfuhren deutscher Unter-
nehmen in andere Länder.

Jetzt ist ein solcher Exportboom 
nicht mehr so leicht zu schaffen. Hinzu 
kommt: die Krise nicht nur der Finanz-
branche, sondern auch der Realwirt-
schaft hat in den USA begonnen und 
ist dort bis heute noch keineswegs ge-
löst. Im Gegenteil: Die Arbeitslosigkeit 
steigt auf ungekannte Höhen, allein 
in den letzten zwei Monaten verloren 
500.000 Menschen in den USA ihren 
Job. Die US-Wirtschaft, das US-Brut-
toinlandprodukt aber ist etwa viermal 
so groß wie das deutsche. Entsprechend 
größer sind die Auswirkungen der US-
Krise auf die Weltwirtschaft. In den 
USA muss deshalb auch die Krise ge-
löst werden. Sonst bleibt alles andere 
Stückwerk. Alle Welt schaut deshalb 
jetzt auf Obama. � (rül) 
Quellen: Handelsblatt, 30.10. bis 7.11.08; Berliner 
Zeitung, 1.11. bis 8./9.11.08, Spiegel Online, 6.11. 
und 7.11.08

Regierungsbildung gescheitert 

Hessen vor einem  
Koalitionswahlkampf?
Zum Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
steht der Termin der Neuwahlen in Hessen 
am 18. Januar fest. Damit ist zum ersten Mal 
in der Geschichte der BRD die parlamenta-
rische Umsetzung eines Wahlergebnisses 
misslungen. Die vier Abgeordneten der 
SPD, die sich weigerten, Andrea Ypsilanti 
zur Ministerpräsidentin zu wählen, nannten 
mehrere Gründe für ihre Gewissensent-
scheidung.

Zum einen ging es um die Aussage 
Ypsilantis, die vor den Wahlen im Ja-
nuar 2008 versichert hatte, die SPD 
werde unter keinen Umständen mit der 
Partei die Linke zusammenarbeiten, 
sei es wegen ideologischer Vorbehal-
ten, sei es wegen der Instabilität ei-
ner solchen Regierung. Für die Absage 
spielten aber auch Inhalte des Koaliti-
onsvertrags der SPD mit den Grünen 
eine Rolle, Problemfelder waren der 
Flughafenausbau Frankfurt und die 
Energiepolitik.

Eine weitere Ursache für das Schei-
tern war wohl, dass die von Andrea 
Ypsilanti geplante Regierungsbildung 
bei den Wählerinnen und Wählern laut 
Umfragen keinen großen Rückhalt hat-
te. „Laut Umfragen“ muss unterstri-
chen werden, denn im Sinne demo-
kratischer Entscheidungsfindung heißt 
das nur: man weiß es nicht. Tatsächlich 
ist es genau diese Frage, die am 18. Ja-
nuar geklärt wird.

Für die Parteien ist es schwierig, 
ungewöhnlich, ja vielleicht sogar un-
möglich, für ein Koalitionsprogramm 
zu werben. Gerade weil sie verschie-
dene Parteien sind, werben sie für ihre 
spezifischen Ansichten, erteilen die 
Wählerinnen und Wähler jenen Pro-
grammen ein spezifisches Gewicht und 
schaffen so Konstellationen für eine 
Regierungsbildung. Die Ereignisse in 
Hessen kehren diese Reihenfolge um. 
Sie werden dadurch viel zu eng zu-
sammengedrückt, und so rücken sie 
voneinander ab.

Wenn z.B. der SPD-Bundesvorstand 
die Hessen-SPD nun ausdrücklich da-
vor warnt, irgendeine Koalition aus-
zuschließen, und wenn der designierte 
Spitzenkandidat begeistert aufgreift, 
so könnte das als Freigabe einer Koa-
lition mit der Partei die Linke gelesen 
werden, es bedeutet aber auch eine 
Loslösung der SPD aus den Verbind-
lichkeiten, die in den letzten Wochen 
eingegangen worden sind. Vieldeutig 
klingt es aus auch aus den Reihen der 
hessischen Grünen, so hört man von 
Offenheit bis hin zu einer Koalition 
mit der CDU. Lediglich Die Linke, die 
den Koalitionsvertrag nicht ausgehan-
delt hat, sondern lediglich die Duldung 
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  Es wird kritisch
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10. November 2008, Statement des Bun-
desgeschäftsführers Dietmar Bartsch nach 
der Beratung des Geschäftsführenden Par-
teivorstandes:

Die Linke geht  
selbstbewusst in den 
Wahlkampf
… wir haben – wie nicht anders zu 
erwarten war – heute im Geschäfts-
führenden Vorstand als erstes über 
die Situation in Hessen geredet. Wir 
haben ja alle die Ereignisse der letzten 
Woche zur Kenntnis nehmen müssen 
und sind natürlich ob der Entwicklung 
nicht sonderlich glücklich. Aber es ist 
völlig klar, Die Linke wird sich der 
anstehenden Herausforderung stel-
len. Wir werden sehr selbstbewusst in 
diesen Wahlkampf gehen und fürch-
ten auch keine Neuwahlen. Wir haben 
selbstverständlich das Ziel, stärker im 
nächsten hessischen Landtag vertreten 
zu sein. Wir werden den Wählerinnen 
und Wählern ein inhaltliches Angebot 
unterbreiten. Das wird sich nicht prin-
zipiell vom letzten Angebot unterschei-
den – wir wollen ein Angebot für mehr 
Demokratie, für Chancengleichheit in 
der Bildung und für soziale Gerech-
tigkeit in Hessen unterbreiten. Eines 
unserer Ziele in Hessen war und ist 
die Abwahl von Roland Koch, selbst 
wenn die Umfragen im Moment nicht 
darauf hindeuten, dass das möglich 
ist. Aber wir werden dieses Ziel weiter 
im Auge behalten. Man hat in Hessen 
ja bei der Abschaffung der Studien-

Der Versuch, in Hessen eine rot-grüne 
Minderheitsregierung zu bilden, ist ge-
scheitert, weil sich Jürgen Walter und 3 
weitere Mitglieder der SPD-Landtags-
fraktion weigern, ihre eigene Genossin 
Ypsilanti zur Ministerpräsidentin zu 
wählen. Die Linke hatte zuvor ihre Be-
reitschaft erklärt, Ypsilanti ohne Be-
dingung mit zu wählen, um den CDU-
Ministerpräsidenten und Rechtaußen-
Hardliner Koch zu Fall zubringen. 

Damit nimmt Walter eine tiefe Krise 
der SPD in Hessen und bundesweit in 
Kauf. Auch wenn SPD-Chef Müntefe-
ring jetzt Walter vorwirft, dass er seinen 
Schritt nicht vorher angekündigt habe, 
so trägt die Bundes-Parteiführung der 
SPD die Hauptverantwortung für diese 
Entwicklung, die mit dem Putsch gegen 
Beck und der Wahl der Architekten der 
Agenda 2010-Politik Steinmeier und 
Münterfering den rechten Flügel der 
SPD in Hessen zu diesem Schritt er-
muntert hat.

Offensichtlich waren der SPD-Rech-
ten  sogar die schon weichgespülte 
Koalitionsvereinbarung von SPD und 
Grünen zu links und offensichtlich war 
ihnen schon die Ankündigung der Lin-
ken zu viel, auch angesichts der Finanz-
krise keiner Privatisierungen, keinem 
Sozialabbau, keinem ökologisch schäd-
lichen Ausbau von Flughäfen und der 
Aufweichung des Nachtflugverbotes im 
Parlament zuzustimmen.

Walters zentrales Argument ist, dass 
durch die im Koalitionsvertrag vor-
gesehenen Beschlüsse für ein Nacht-
flugverbot in Frankfurt und gegen den 
Ausbau des Flughafens Kassel-Calden 
Arbeitsplätze in Hessen gefährdet wor-
den wären.  Die Linke Hessen setzt sich 
gegen den Ausbau von Flughäfen und 
für den Ausbau des Schienenverkehrs 
ein. 

Die Linke in Hessen ist gegen kli-
maschädliche Neuinvestitionen und 
fordert stattdessen 20.000 ökologisch 
verträgliche Arbeitsplätze in Bildung, 
Infrastruktur, Ökologie und Gesund-
heit für Hessen. Die Milliardenge-
schenke an die Bankaktionäre zeigen, 
dass genug Geld da ist.

Die Linke fürchtet keine Neuwahlen 
in Hessen. Entscheidend ist jetzt aber, 
gemeinsamen mit Studierenden, Schü-
lern, Gewerkschaftern, linken Sozial-
demokratien und Umweltschützern auf 
die Straße zu gehen und für ein Pro-
gramm des sozialen und ökologischen 
Politikwechsels einzutreten.

Die Kundgebung am 1. Dezember 
in Frankfurt/Main im Börsenviertel 
mit Oskar Lafontaine ist eine her-
vorragende Gelegenheit, die Öffent-
lichkeit darüber aufzuklären, dass 
das Bankenrettungspaket eine gi-
gantische Umverteilung von Steuern 
an die Reichen darstellt. Tragen wir 
den Protest auf die Straße:

wesentlicher Inhalte, steht fest zu der 
Option Rot-grün-rot. 

Unklar ist auch, wie die Parteien 
mit ihren Wahlprogrammen auf die 
Ereignisse eingehen wollen. Immerhin 
ist seit der letzten Wahl doch schon ein 
Jahr ins Land gegangen, in dem sich 
zum Beispiel die wirtschaftliche Lage  
drastisch verändert hat. Der Rückzug 
Andrea Ypsilantis aus der Position der 
„Spitzenkandidatin“ zeigt an, dass 
die SPD nicht mehr mit einer Koch-
muss-weg-Kampagne antreten wird. 
Ihre Aussage, Fraktionschefin bleiben 
zu wollen, kommt zum jetzigen Zeit-
punkt früh. Es ist noch niemand für die 
Hessen-Liste der SPD nominiert, vom 
Wahlakt ganz zu schweigen.

Die Umfrageergebnisse – „wenn im 
nächsten Monat Landtagswahlen wä-
ren“ – zeigen für Hessen in den Mo-
naten dieser Regierungs- und Verfas-
sungskrise eine Verschiebung hin zu 
einer Mehrheit aus CDU und FDP. 

„Links“ und „rechts“ sind im Partei-
system schwierige Kategorien gewor-
den. Trotzdem lässt sich eine Unter-
scheidungslinie zwischen die Union/
FDP auf der einen SPD/Grüne/Linke 
auf der anderen Seiten ziehen. Rot-

Grün-Rot wäre gegenüber der Wirt-
schaft eher kritisch, Gelb-Schwarz 
eher apologetisch. Eine andere Grup-
pierung entsteht mit Blick auf die Aus-
weitung der Staatsaufgaben. Hiernach 
wäre die Bildung einer großen Koa-
lition nach dem Muster des Bundes 
logisch. Die Logik der Parteiverwandt-
schaften ist das eine, das Wahlergebnis 
das andere.

Bei der Wahl geht es vor allem um 
das Abschneiden der drei „Kleinen“. 
So erleben wir in diesen Tagen eine be-

eindruckende Mobilisierung der Anti-
Atomkraft-Bewegung, die in großen 
Demonstrationen gegen die Castor-
Transporte vorgeht. Wird die grün-
alternative Kritik an der privatwirt-
schaftlich inspirierten Wirtschaftsent-
wicklung so weit tragen, dass die FDP 
in der Wählergunst wieder zurückfällt 
und es zu einer Regierungsbildung von 
FDP und CDU nicht reicht? Wird Die 
Linke ihre Rolle als parlamentarischer 
Vorposten sozialer Gerechtigkeit aus-
bauen können? � Martin Fochler

Datum	  CDU	 SPD	 GRÜNE	 FDP	 LINKE	 Sonst.	 CDU	 SPD
							       +FDP	 +Grüne
								        +Linke

27.1.*	  36,8 %	 36,7 %	 7,5 %	 9,4 %	 5,1 %	 4,4 %	 44,2%	 49.4%

8.3.**	  37 %	 35 %	 7 %	 9 %	 7 %	 ? %	 46%	 49%
6.4.	  37 %	 30 %	 10 %	 12 %	 6 %	 ? %	 49%	 46%
9.4.	  40 %	2 8 %	 9 %	 10 %	 8 %	 5 %	 50%	 45%
5.6.	  40 %	2 7 %	 9 %	 11 %	 8 %	 5 %	 51%	 44%
27.8.	 38 %	2 6 %	 11 %	 12 %	 8 %	 5 %	 50%	 45%
4.9.	 39 %	2 8 %	 11 %	 12 %	 7 %	 3 %	 51%	 46%
6.11.	 41 %	2 7 %	 12 %	 11 %	 5 %	 4 %	 52%	 44%

* Landtagswahl, ** Umfragen. Alle Werte aus (www.wahlrecht.de „Sonntagsfrage  
Bundesländer, Hessen)

Dokumentiert – Die Linke Hessen:
Jetzt gemeinsam für einen sozialen und ökologischen Politikwechsel auf die Straße gehen!

Unsere Antwort auf den Verrat der Viererbande

Gegen die Macht der Banken und Konzerne und für ein soziales und ökologisches Hessen.
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Die Wahl Barak O bamas ist das Ergebnis 
einer Politisierung des gesellschaftlichen 
Lebens in den USA an der Basis. Wie sich 
das Programm der neuen Regierung zu 
den Bestrebungen der emanzipativen Be-
wegungen verhält, hoffen wir in einer der 
nächsten Ausgaben ausführlich darstellen 
zu können. 

USA: Über 150 Volksab-
stimmungen am Tag der 
Präsidentschaftswahl 
Berlin. Am 4. November wurde in den 
USA nicht nur über die Personalfrage 
„Obama oder McCain?“, sondern auch 
über 152 Sachfragen abgestimmt. In 
36 Bundesstaaten waren Bürgerinnen 
und Bürger dazu aufgerufen, über 
Themen wie erneuerbare Energien, 
gleichgeschlechtliche Eheschließungen 
oder Kreditaufnahmen für öffentliche 
Haushalte zu entscheiden. 59 der aktu-
ellen Abstimmungsvorlagen gehen auf 
Initiativen aus der Bevölkerung zu-
rück. Der Rest wurde durch staatliche 
Kommissionen und Parlamente auf den 
Weg gebracht oder ist gesetzlich vor-
geschrieben. Zählt man die bereits ge-
laufenen Abstimmungen hinzu, dürfen 
sich die US-Amerikaner im Jahr 2008 
zu 273 Vorlagen äußern, von denen 68 
„von unten“ initiiert wurden. 

24 US-Bundesstaaten ermöglichen 
ihren Einwohnern, über das Initiativ-
recht politische Sachfragen selbst auf 
die Agenda zu setzen.

Eingeführt wurde diese Möglichkeit 
1898 – seit 1990 haben die Amerikaner 
nach Angaben des Initiative & Refe-
rendum Institute (IRI) so intensiven 
Gebrauch davon gemacht wie nie zuvor 
und 741 Verfahren initiiert. 

Das aktuelle Themenspektrum reicht 
von der Homo-Ehe und Förderung von 
Minderheiten bis hin zu Tierschutz und 
einem Recht auf Sterbehilfe. 

Besser ausgebaute Mitbestimmungs-
möglichkeiten wünscht sich der Verein 
Mehr Demokratie auch für die Bundes-
republik. „Insbesondere in Finanzfra-
gen sind den Bundesbürgern bei Volks- 
und Bürgerentscheiden oft die Hände 
gebunden“, sagt Gerald Häfner, Vor-
standssprecher von Mehr Demokratie. 

Anders in den USA: Allein im Novem-
ber diesen Jahres dürfen die Bürger in 
15 Fällen darüber abstimmen, ob die 
öffentliche Hand für alternative Ener-
gienutzung, medizinische Versorgung 
oder Hochgeschwindigkeitszüge Kre-
dite aufnehmen darf. 

„Während in Deutschland noch die 
Furcht vor dem verantwortungslosen 
Bürger vorherrscht, belegen Studien 
aus der Schweiz und den USA, dass 
Bürgerbeteiligung den öffentlichen 
Haushalten eher nützt als schadet“, so 
Häfner.
http://demokratie.mine.nu

gebühren deutlich sehen können, was 
linke Mehrheiten erreichen können 
– in dem Falle für Studentinnen und 
Studenten und für Familien. Wir wol-
len in Hessen einen Politikwechsel. In 
dieser Woche wird sich die Parteispitze 
mit der hessischen Parteispitze treffen, 
da werden notwendige Vorbereitungen 
und mögliche Unterstützung für den 
Wahlkampf besprochen werden. Wir 
werden den hessischen Wahlkampf mit 
den Parteivorsitzenden und anderer 
Prominenz aktiv unterstützen.

Ich will eine Bemerkung machen zur 
Situation der hessischen SPD. Es wa-
ren sehr schnelle Entwicklungen in den 
letzten Tagen, und ich habe mit Inter-
esse zur Kenntnis genommen, dass es 
nunmehr einen neuen Spitzenkandi-
daten gibt – Herrn Schäfer-Gümbel. 
Interessant ist, dass dieser nun den 
schönen Satz gesagt hat: „Sag niemals 
nie“. Auf der einen Seite könnte man 
sagen, das ist eine positive Entwick-
lung, wird doch nunmehr vor der Wahl 
auch ein Bündnis mit der Partei Die 
Linke nicht ausgeschlossen. Ich fin-
de das allerdings auch problematisch, 
weil das auch heißt, dass es möglich 
ist, mit der CDU in eine Regierung zu 
gehen … Jetzt wird offensichtlich ver-
sucht, so ungefähr alles abzudecken. 
Das ist schon ein eigenartiges Ding.

(…) Eine Bemerkung will ich noch 
machen zu den Äußerungen des Wo-
chenendes bzw. des Montags. Ich habe 
mit Interesse das Interview von Franz 
Müntefering im „Spiegel“ zur Kennt-
nis genommen. Auch Herr Struck hat 
sich ja geäußert, dass man nunmehr 
auch mit der Linken auf der Landes-
ebene, und zwar generell, zusammen-
arbeiten kann. 

Da gab es viele Fragen und Aufge-
regtheiten … Ich kann da nur raten, 
dass man doch bitte inhaltliche Kri-
terien für die Zusammenarbeit mit 
anderen Parteien aufstellt. Es kann 
doch keinen anderen Maßstab geben. 
Selbstverständlich wird die SPD im-
mer versuchen, auch in Regierungsver-
antwortung zu kommen. Das ist doch 
auch völlig legitim. Aber wenn es wirk-
lich so ist, dass eigentlich die Inhalte 
keine Rolle mehr spielen – wenn ich 
in die Länder schaue, wo im nächsten 
Jahr auch Wahlen sind, wenn ich Herrn 
Matschie richtig verstanden habe – das 
ist völlig wirr! Dem ist es egal, mit 
wem er koaliert, da geht es überhaupt 
nicht mehr um das Bildungsangebot 
in Thüringen oder darum, ob man öf-
fentlich geförderte Beschäftigung will 
usw. Dort ist alles möglich, es gibt nur 
eines, was angeblich klar ist: Er wird 
nicht Koalitionspartner der Linken, 
wenn die Linke stärker wird. Das aber 
ist nun sehr sicher, dass die Linke stär-
ker wird als die SPD. Ich kann darum 
Herrn Matschie nur raten, nicht den 
Fehler von Frau Ypsilanti zu wieder-
holen …

Ein zweiter Schwerpunkt, zu dem 
ich etwas sagen will ist die Vorberei-
tung der Europawahlen. Zu diesem 
Tagesordnungspunkt war heute das 
Präsidium des Bundesausschusses 
auf der Geschäftsführenden Partei-
vorstandssitzung zu Gast. Es ging um 
eine Verständigung zur Aufstellung 
der Europaliste, die wir am 1. März 
nächsten Jahres in Essen auf der Dele-
giertenkonferenz wählen. Dazu wird 
es im Dezember einen Personalvor-
schlag geben, der dann im Januar 2009 
im Bundesausschuss behandeln wird. 
Ich will hervorheben, dass der Ge-
schäftsführende Parteivorstand und 
das Präsidium des Bundesausschusses 
die Spitzenkandidatur von Lothar Bis-
ky einmütig unterstützt haben. Das 
finde ich nicht überraschend, aber es 
freut mich natürlich. Lothar Bisky ist 
ja, wie Sie wissen, Vorsitzender der Eu-
ropäischen Linkspartei. Wir werden 
im Europawahlkampf sowohl für das 
Ergebnis der Linken, aber auch dar-
über hinaus auch für die Europäische 
Linkspartei Verantwortung haben. 
Das ist für uns eine große Heraus-
forderung. Zur Europaliste vielleicht 
noch soviel: Wir werden 16 Kandida-
tinnen und Kandidaten in Einzelwahl 
wählen und insgesamt eine Liste mit 
30 Kandidatinnen und Kandidaten mit 
der Wahl auf dem Parteitag aufstellen. 
Sie wissen, wir arbeiten am Europa-
wahlprogramm. Der Entwurf ist ver-
öffentlicht, die Partei ist jetzt aufge-
fordert, bis November Veränderungen 
vorzuschlagen. Danach werden wir im 
Januar dieses Europawahlprogramm 
als Leitantrag verabschieden, und die-
sen dann auf dem Parteitag diskutieren 
und entscheiden zu können.

Eine letzte Bemerkung, die ich ma-
chen möchte, was die Rentenanglei-
chung Ost – West betrifft. Nun ist das 
ein Punkt, der bei uns eine zentrale 
Bedeutung hat. Wir haben ja eine Ren-
tenkampagne, die in den Ländern vor
angetrieben wird. Laut „Spiegel“ will 
die Bundesregierung offensichtlich 
erst ab 2020 die Renten in Ost und West 
einheitlich berechnen. Das ist wirklich 
ein Skandal. Das heißt nämlich, dass es 
erst weitere 50 Jahre später eine reale 
Rentenangleichung Ost – West geben 
wird. Es ist also letztlich die Verschie-
bung auf den Sankt-Nimmerleins-Tag 
… Hier werden wir die besonderen In-
teressen der Ostdeutschen im nächsten 
Bundestagswahlkampf deutlich arti-
kulieren, denn das darf so nicht sein. 
Damit werden die Lebensleistungen 
vieler Ostdeutscher nicht anerkannt. 
… Ich bin sicher, dass diese Thematik 
noch nicht abschließend entschieden 
ist, denn wir werden spätestens, wenn 
die Wahlen im nächsten Jahr entschie-
den sind, dieses Thema erneut aufru-
fen. Die jetzige Entscheidung wird die 
Linke nie akzeptieren. 

� www.die-linke.de
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„Wir sind die Welle, die euch  
überrollt“
Italien erlebte in den letzten Wochen 
die größten Proteste der letzten Jah-
re. Hunderttausende Schüler und Stu-
dierende beteiligten sich unter dieser 
Losung in den vergangenen Wochen 
an den Demonstrationen und Univer-
sitätsbesetzungen gegen die jüngsten 
„Reformen“ im Schul- und Universi-
tätsbereich. In Rom, Neapel, Palermo, 
Florenz, Mailand, Bologna … demons-
trierten oft Zehntausende, so wurde 
in Rom das Bildungsministerium ein 
Tag lang belagert. In Neapel z.B. be-
stimmten Schüler und Studierende 

mit kleinen und größeren Aktionen, 
mit Wandzeitungen, Unterschrif-
tensammlungen, öffentlichen Vorle-
sungen, Straßenblockaden tagelang 
das Straßenbild. Ein eintägiger Gene-
ralstreik im italienischen Schulwesen 
fand große Unterstützung auch durch 
die Lehrergewerkschaft und Eltern-
initiativen. Ungeachtet all dessen hat 
die Regierung Berlusconi ihre „Re-
form“ verabschiedet. Nun sollen 87.000 
Lehrerstellen und 44.500 Stellen im 
Verwaltungsbereich der Schulen ge-
strichen und damit die Ausgaben im 
Schulbereich um 7% gekürzt werden. 
Auch den Universitäten droht die dras-
tische Kürzung der öffentlichen Geld-
er. Den Streichungen galt der Haupt-
protest, doch die anderen Maßnahmen 
der „Schulreform“ sind nicht weniger 
bedenklich: Die sog. Ordnungsnoten 

können ab sofort über den Schulerfolg 
entscheiden, Schüler wegen „schlech-
ten Benehmens“ durchfallen. Volks-
schüler sollen nun fünf Jahren vom 
selben Lehrer unterrichtet und Schu-
luniformen  verbindlich werden. Ein 
Dammbruch bedeutet die Entschei-
dung, nunmehr eigene Klassen für 
ausländische Schüler einzurichten 
– diese infame Maßnahme richtet sich 
vor allem gegen Flüchtlinge und Mig-
ranten aus Nordafrika und Osteuropa, 
deren Kindern damit die Integration 
verwehrt wird. 
Auch wenn Beobachter berichten, 
dass die Popularität der Berlusconi-
Regierung durch die Proteste einen 

Dämpfer erhielt, bleibt die politische 
Situation kompliziert. Während sich 
der Widerstand formiert und radikali-
siert, kann die Regierung auf Umfra-
geergebnisse von 70% verweisen, die 
die Marginalisierung der Opposition 
andeuten. Besonders beunruhigend 
ist in den konkreten Auseinanderset-
zen die Rolle neofaschistischer Schü-
ler- und Studentenorganisationen. In 
einigen rechtsgerichteten Stadtteilen 
Roms z.B. wurden Schulen unter ihrer 
Leitung besetzt; sogar im eher linken 
Turin versuchten sie sich bei Instituts-
besetzungen zu profilieren. Bei einer 
Schüler- und Studentendemonstrati-
on mit Zehntausenden Teilnehmern 
in Rom versuchten sie, sich mit ihren 
Lautsprecherwagen an die Spitze zu 
setzen; dabei griffen sie die Teilneh-
mer mit Latten, Axtstielen und Gürtel-

schnallen an und inszenierten, 
geduldet, ja unterstützt von 
der Polizei, regelrechte Stra-
ßenschlachten an. 

Lehrerproteste in Portugal
Mit ihrer bisher größten Demonstra-
tion, einem „Marsch der Empörung“, 
wandten sich rund 100.000 von 140.000 
Lehrern gegen eine Bildungsreform, 
die u.a. die Bewertung der Lehrer 
durch die eigenen Kollegen vorsieht. 
Das Bildungssystem bedürfe zwar 
einer Reform. Doch müsse dazu die 
Kooperation mit den Lehrern gesucht 
werden. Die Teilnehmenden warfen der 
Bildungsministerin autoritären Stil 
vor und forderten ihren Rücktritt.

Spanien: Folter nimmt zu
Mehr als 5.400 Fälle von Folter hat 
die Koordination für Folterprävention 
CTP, ein Bündnis von mehr als 40 Men-
schenrechtsorganisationen, für den 
Zeitraum 2001 bis Mai 2008 dokumen-
tiert. Allein 2007 sind 1.025 Fälle von 
Folter und Misshandlungen auf Kom-
missariaten, in Gefängnissen, Inter-
nierungslagern oder auf offener Stra-
ße registriert, eine Zunahme von 40% 
gegenüber dem Vorjahr. Die CPT listet, 
sofern die Betroffenen einverstanden 
sind, die genauen Umstände der einzel-
nen Fälle und den Stand des Verfahrens 
detailliert auf. Die gesammelten Da-
ten zeigen, dass Misshandlungen und 
Folter ein weites Feld umfassen. Die 
Mehrzahl der Betroffenen, die Anzeige 
erstatten, sind soziale Aktivisten, Mig-
ranten, Gefangene und Verhafteter un-
ter totaler Kontaktsperre. Der Bericht 
enthält erschütternde Aussagen wie das 
eines taubstummen Ehepaares, das ge-
schlagen wurde, nachdem es Polizisten 
in der Zeichensprache beschimpft hat-
te. Der rechtlichen Gegenwehr stehen 
unendlich große Hürden im Weg, wie 
ein Fall aus Almeria beispielhaft zeigt: 
Angehörige der Guardia Civil, der eine 
Schlägerei begonnen und dabei einen 
Bauern getötet hatten, erhielten in drei 
Fällen Geldstrafen, fünf weitere Gu-
ardia Civiles wurden freigesprochen. 
Ein halbes Jahr später verurteilte ein 
Gericht einen Angehörigen des getö-
teten Bauern wegen Körperverletzung 
zu 6 Monaten Haft. – Im Mai hatte der 
Sonderberichterstatter der UNO für 
Menschenrechte im „Kampf gegen den 
Terror“ spanischen Institutionen ei-
nen Besuch abgestattet. Im Anschluss 
warnte er vor „der alarmierenden Zer-
setzung des spanischen Rechtssystems, 
das mit vagen Definitionen Delikte als 
Terrorismus klassifiziert, die keiner 
sind“. Unter anderem forderte er die 
Abschaffung der totalen Kontaktsper-
re.  

Zusammenstellung  
Christiane Schneider

Auslands-

nachrichten
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Lie-Down für die Opfer von Streu-
bomben
München. An historischer Stelle vor 
der Münchner Feldherrnhalle legten 
sich am 26.10.2008 etwa siebzig Men-
schen auf den Boden – rund um ei-
nen bombenähnlichen Körper mit dem 
Graffiti-Slogan: „Nein zu Streubom-
ben!“ Diejenigen, die von Handicap 
International zu dieser Aktion in der 
herbstlichen Kälte zusammengerufen 
wurden, wollen damit ein Zeichen der 
Solidarität mit den vielen weltweiten 
Opfern von Streubomben setzen. Über 
100.000 Menschen wurden in den letz-
ten Jahrzehnten von diesen grausamen 
Waffen verletzt oder getötet – oft noch 
lange nach einem Krieg, wenn einer der 
vielen Blindgänger aus Streubomben 
explodierte. 98 % der bekannten Opfer 
stammen aus der Zivilbevölkerung.
Nach jahrelangen Protesten der in-
ternationalen Kampagne gegen Streu-
bomben (Cluster Munition Coalition), 
zu der Handicap International als Mit-
gründer und besonders aktives Mit-
glied gehört, soll dieser Waffengattung 
jetzt ein Ende gesetzt werden: Am 3. 
Dezember 2008 wird in Oslo ein inter-
nationaler Verbotsvertrag unterzeich-
net. Außenminister Steinmeier wird 
persönlich für Deutschland dabei sein. 
Danach geht es darum, dass das Verbot 
schnell und umfassend umgesetzt wird, 
keine Ausnahmen zugelassen werden 
– und vor allem auch diejenigen un-
terschreiben, die in den letzten Jahren 
am massiven Einsatz von Streubomben 
beteiligt waren. So z.B. die USA, Israel 
oder Russland. Mit Großbritannien, 
Frankreich, Deutschland und anderen 
beteiligen sich zumindest schon einige 
wichtige Produzenten und Verwender 
am Verbot.
� www.handicap-international.de

Weltweite Proteste gegen Über- 
wachung am 12. Oktober 
Berlin. Am 12. Oktober 2008 fan-
den unter dem Motto „Freiheit statt 
Angst – Stoppt den Überwachungs-

wahn!“ erstmals weltweite Proteste 
gegen Überwachungsmaßnahmen wie 
Vorratsspeicherung aller Telekommu-
nikationsdaten, Flugreisendenüber-
wachung und biometrische Bürgerer-
fassung statt. In mehr als 15 Ländern 
forderten Bürgerinnen und Bürger den 
Abbau von Massenüberwachung, einen 
sofortigen Stopp neuer Überwachungs-
maßnahmen und eine unabhängige 
Überprüfung bereits beschlossener 
Gesetze. „Eine freie und offene Gesell-
schaft kann ohne bedingungslos pri-
vate Räume und Kommunikation nicht 
existieren“, heißt es zur Begründung in 
dem internationalen Aufruf. 
In Berlin fand die größte Demonstration 
gegen Überwachung in der Geschichte 
der Bundesrepublik statt: In dem über 2 
km langen Demonstrationszug trugen 
die Teilnehmer Transparente mit Auf-
schriften wie „Du bist Deutschland, 
Du bist verdächtig“, „Keine Stasi 2.0 
– Hier gilt das Grundgesetz“, „Angst 
vor Freiheit?“ und „Je gläserner der 
Bürger, desto zerbrechlicher die De-
mokratie“. Neben thematisch einschlä-
giger Musik waren immer wieder laute 
Sprechchöre zu hören wie „Wer heute 
noch darüber lacht, wird morgen früh 
schon überwacht!“ oder „Wir sind hier, 
wir sind laut, weil man uns’re Daten 
klaut!“. Am Rande der Demonstration, 
zu der über 117 Bürgerrechtsvereine, 
Berufsverbände, Gewerkschaften, 
Parteien und weitere Organisationen 
aufgerufen hatten, parodierten Künst-
ler die Überwachungsgesellschaft. Auf 
der Abschlusskundgebung vor dem 
Brandenburger Tor forderten die Ver-
anstalter politische Konsequenzen.

www.vorratsdatenspeicherung.de

Foto: Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung 

Aktion für rassismusfreie Kneipen 
Hamburg. Die Hamburger Aktion „laut 
gegen nazis“ will jetzt  bundesweit „Go 
Areas“ in der Gastronomie schaffen. 
Im Rahmen dieser Aktion erhält ein 
Gastronom gegen eine Jahresgebühr 
von 50 Euro ein Informationspaket 
mit wichtigen Tipps im Umgang mit 
Rechtsextremen, Rassisten und Nazis 

und einen Aufkleber, den er dezent 
in den Eingangsbereich installieren 
kann. Für Notfälle gibt es eine Bera-
tung: Was kann man tun, wenn Rechts-
extreme einen Betrieb unter falschen 
Namen anmieten? Wann kann ich von 
meinem Hausrecht Gebrauch machen? 
Verbunden mit dieser Aktion soll zu-
dem im Frühjahr 2009 ein Reiseführer 
mit  besonders toleranten Lokalen her-
ausgebracht werden. Start der Aktion 
ist sofort. Sie wird gemeinsam vom Side 
Hotel Hamburg, der Amadeu Antonio 
Stiftung und dem Magazin PRINZ in-
itiiert. � www.lautgegennazis.de

Studierende fordern: „Gesinnungs-
test einstellen!“
Berlin. Der freie zusammenschluss von 
studentInnenschaften (fzs) unterstützt 
die Kampagne „Don’t Discriminate  
Gesinnungstest einstellen!“. Hierbei 
wenden sich die unterstützenden Or-
ganisationen gegen einen Geheimer-
lass der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung. Demnach müssen 
Menschen, die eine Aufenthaltsge-
nehmigung beantragen und aus einem 
von 26 befragungspflichtigen Ländern 
stammen, einen standardisierten Fra-
gebogen ausfüllen. Bei den 26 Ländern 
handelt es sich um 24 arabische Staa-
ten, Kolumbien und Nordkorea. Die 
Antworten aus den Fragebögen werden 
in der Ausländerakte des Betroffenen 
gespeichert und bei Bedarf an Sicher-
heitsbehörden weitergeleitet. Hierbei 
entstehen Datenmengen, die die 2001 
durchgeführte Rasterfahndung bei 
weitem übertreffen. Diese wurde am 4. 
April 2006 vom Bundesverfassungsge-
richt für rechtswidrig erklärt. „… wir 
[fordern] von Ministerpräsident Rütt-
gers und Konsorten eine Abkehr von 
dieser diskriminierenden Politik und 
die Abschaffung der Gesinnungstests“, 
so Bianka Hilfrich, ebenfalls Mitglied 
im Vorstand des fzs, abschließend.
� www.fzs.de
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Rechtsextreme contra „Zug der  
Erinnerung“
Dresden. Die im sächsischen Land-
tag vertretene Partei NPD schreibt die 
NS-Massentötungen von mehr als ei-
ner Million Kindern und Jugendlichen 
sogenannten „Einzelschicksalen“ zu. 
Deren Darstellung im „Zug der Erin-
nerung“ habe die deutschen Bahnhöfe 
„zweckentfremdet“. Dies geht aus ei-
ner parlamentarischen Anfrage hervor, 
die von der Dresdner Landesregierung 
jetzt beantwortet wurde (Nr. 4/12265). 
Die NPD will u. a. wissen, ob es auf 
den Stationen der mobilen Ausstel-
lung „wegen der zweckentfremdeten 
jeweiligen Stilllegung eines Gleises zu 
Behinderungen oder Verspätungen des 
Bahnverkehrs“ gekommen sei (Ant-
wort: Keine „Behinderung“ bekannt). 
Auch interessiert sich die NPD für die 
Kosten, die dem gemeinnützigen Trä-
gerverein in Sachsen entstanden sind. 
Unter Punkt 4 will die NPD wissen, 
ob die Dresdner Landesregierung die 
Herstellung einer alternativen Ausstel-
lung beabsichtige – „in ähnlicher Form 
wie im ,Zug der Erinnerung‘“, aber 
am Beispiel „deutscher“ bzw. „säch-
sischer Kinder und Jugendlicher“, die 
dem „anglo-amerikanischen Luftter-
rorismus“ anheim gefallen seien. Die 
propagandistischen Unterstellungen 
werden von der sächsischen Landesre-
gierung zurück gewiesen. Sie betont, 
„dass es sich beim Holocaust nicht um 
… menschliche Einzelschicksale han-
delt, sondern um Völkermord“. 
www.zug-der-erinnerung.eu

Alternativer Bildungsgipfel: Goldene 
Raffzähne 2008 verliehen 
Dresden. Während des Bildungsgipfels 
der Bundesregierung am 22. Oktober in 
Dresden haben fairwork e. V. und die 
DGB-Jugend die „Goldenen Raffzähne 
2008“ an die Firma x:hibit aus Berlin 
verliehen. Vorgeschlagen wurde x:hibit 
von einem ehemaligen Praktikanten. 
Er berichtet, dass die Hälfte aller x:
hibit-Mitarbeiter als Praktikanten be-
schäftigt sind – Auch wenn fairwork 
und die DGB-Jugend wissen, dass kos-
tendeckendes Arbeiten im Kulturbe-
reich nicht einfach ist, ist ihre Forde-
rung: Faire Löhne für faire Arbeit! Der 
„Raffzahn 2008“ wurde im Rahmen 
des Alternativen Bildungsgipfels ver-
liehen, der von einem Aktionsbündnis 

aus Studierenden, Schülerinnen und 
Schülern, Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern auf dem Theater-
platz in Dresden organisiert wurde. 
Nach mehreren Workshops rund um 
das Thema Bildung endete er mit ei-
ner Demonstration für bessere Bildung 
und gegen den Bildungsgipfel von Bund 
und Ländern. André Schnabel von der 
DGB-Jugend Sachsen forderte bei der 
Abschlusskundgebung ein gerechteres 
Bildungssystem: „Bildung muss in 
Zukunft als Menschenrecht begriffen 
werden und gute Bildung muss für je-
den zugänglich sein.“ www.dgb-jugend.de

Rekord: 117 Millionen Menschen  
demonstrieren gegen Armut
Berlin. Ob im somalischen Flücht-
lingslager, bei einer Schuleröffnung 
in Indien, an deutschen Universitäten, 
in US-amerikanischen Gottesdiensten 

oder bei Konzerten in Nigeria, Singa-
pur und Polen: exakt 116.993.629 Men-
schen in 131 Ländern haben sich an den 
weltweiten Aktionstagen gegen Armut 
beteiligt. Zwischen dem 17. und 19. 
Oktober sind sie im Rahmen der Aktion 
„Stand Up & Take Action“ aufgestan-
den, haben ihre Stimme gegen Armut 
erhoben und den verstärkten Kampf 
gegen weltweite Armut und die Um-
setzung der Millenniumsentwickungs-
ziele (MDG) gefordert. 117 Millionen 
Teilnehmer bedeutet, dass fast zwei 
Prozent der Weltbevölkerung mitge-
macht hat – eine historisch einmalige 
Mobilisierung und gleichzeitig ein 
Weltrekordeintrag im Guinness Buch 
der Rekorde. Aufgerufen hatte die welt-
weite Aktion gegen Armut (Global Call 
to Action against Poverty, GCAP) und 
die UN-Millenniumskampagne. Bei 
vielen Aktionen war das weiße Band, 
das Zeichen gegen Kampf gegen welt-
weite Armut zu sehen. In Deutschland 
haben sich offiziell 127.017 Menschen 
bei mehr als 170 Events beteiligt. Be-
zogen auf Europa wurden nur in Italien 
mehr Menschen mobilisiert.
� www.deine-stimme-gegen-armut.de

Weltspartag: „Die  
Profiteure sollen zahlen!“ 
Berlin. „Nicht auf unsere Kosten 
– Die Profiteure sollen zahlen!“ Unter 
diesem Motto haben am 30.10., dem 
Weltspartag, 400 BerlinerInnen bei ei-
ner von Attac mitorganisierten Kund-
gebung vor dem Bundesfinanzministe-
rium eine sozial gerechte Finanzierung 
der Kosten der Finanzkrise gefordert. 
Jahrelang haben sich die Bedingungen 
für die große Bevölkerungsmehrheit 
durch Sozialabbau und Niedriglöhne 
verschlechtert, während eine kleine 
Minderheit von den liberalisierten Fi-
nanzmärkten profitiert hat. Es ist Zeit 
für eine grundlegende Umverteilung 
von Reich zu Arm. Dafür demons-
triert eine wachsende Bewegung, die 
trotz Dauerregens und kaltem Wetter 
in Berlin und weiteren Orten auf die 
Straße gegangen ist. Attac fordert eine 
Sonderabgabe auf Vermögen zur Fi-
nanzierung des Banken-Rettungspa-
ket sowie massive Investitionen in eine 
soziale und ökologisch nachhaltige 
Infrastruktur, um die verheerenden 
sozialen Folgen der drohenden Wirt-
schaftskrise abzumildern.
 � www.attac-netzwerk.de

FIAN Rundreise zu Goldbergbau  
in Ghana 
Köln. Vom 30. November bis 14. De-
zember 2008 veranstaltet FIAN (Food-
First Informations- und Aktions-Netz-
werk) eine europäische Rundreise mit 
Gästen aus Ghana, vom 1.-8. Dezember 
finden Veranstaltungen in Deutsch-
land (Schwerpunkt NRW) statt. Die 
Rundreise soll über die dunkle Seite 
des Goldes, also die im Zusammenhang 
mit Goldabbau begangenen Menschen-
rechtsverletzungen informieren. Im 
Mittelpunkt steht der Fall der Gold-
mine Iduapriem, die 17 Jahre von der 
Weltbank und einige Jahre durch die 
Deutsche Investitions- und Entwick-
lungsgesellschaft (mit Sitz in Köln) 
gefördert wurde. Die Iduapriem Gold-
mine liegt im Wassa West Distrikt und 
wird aktuell von AngloGold Ashanti 
betrieben. Kleinbauernfamilien, die 
auf der Konzession der Goldmine Idu-
apriem leben, leiden zunehmend an 
Hunger, da ihr Land von der Mine 
übernommen wurde. Hinzu kommt, 
dass Wasserquellen versiegt oder ver-
schmutzt sind, und dass Brunnen nicht 
funktionieren. Seit 2003 gibt es zwei 
unter Beteiligung der Weltbank aus-
gearbeitete Aktionspläne, aber das 
Unternehmen hat wiederholt seine 
Versprechen gebrochen und andere 
Akteure – wie die Umweltbehörde und 
die Weltbank – haben es versäumt, das 
Recht auf Nahrung und Wasser der 
Gemeinden zu schützen. Besonders be-
troffen ist das Dorf Teberebie mit 700 
Einwohnern.� www.fian.de 

Aktionen … 

Initiativen
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Für Menschen, die über ausreichend Seh-
kraft verfügen, um ihren Alltag normal zu 
bestreiten, ist die Lebenssi-tuation von Blin-
den oder stark Sehbehinderten kaum nach-
vollziehbar. Im Gespräch mit dem Kreis-
vorstand der Linken bemängeln Torsten 
Hopperdietzel (35) und Hans Bartsch (64) 
vom Landesblindenforum Versäumnisse in 
Ravensburg, die ihnen das Leben unnötig 
erschweren.

NR: Ihr habt mehrere Verbände – dar-
unter auch uns als Linke – angeschrie-
ben und nachgefragt, wie der Stand 
bei der Einrichtung einer akustischen 
Haltestellenansage in Ravensburg und 
Weingarten ist. Könnt ihr das Problem 
kurz erläutern? Und wie war die Re-
aktion?
Hopperdietzel: In den Bussen in Ra-
vensburg und Weingarten fehlt ein 
akustisches Fahrgastinformationssys-
tem. Uns als Blinde und Sehbehinder-
te stellt das vor ein großes Problem, 
ohne Hilfe können wir die Busse kaum 
nutzen. Vergisst der Busfahrer trotz 
vorheriger Bitte, die Haltestelle anzu-
sagen, stehst Du an einer Haltestelle, 
deren Umgebung dir fremd ist. Kein 

Mensch kann sich das Wegenetz ei-
ner ganzen Stadt auswendig merken. 
Für eine selbständige Lebensführung, 
um die es uns ganz zentral geht, ist 
das eine gravierende Einschränkung. 
Zwar haben die Stadtwerke uns mit-
geteilt, dass ab Jahresende mit der 
Einrichtung des Systems begonnen 
werde. Von der Deutschen Bahn kam 
kurz darauf allerdings ein Schreiben, 
das dies deutlich relativierte. Wir sind 
gespannt, ob es jetzt tatsächlich zur 
Nachrüstung kommt, Vertröstungen 
sind wir gewöhnt. Reaktionen aus der 
Politik gab es nur von der Linken und 
vom Ersten Bürgermeister Weingar-
tens, Herrn Kapellen, was uns doch 
enttäuschte. Vermutlich lag es daran, 
dass unsere Anfrage in konkrete Fra-
gen gefasst war, auf die sich nicht mit 
Ja, Nein oder einer einfachen Floskel 
antworten ließ.
Bartsch: Der Kampf um das akustische 
Fahrgastinformationssystem dauert 
nun bereits über zehn Jahre. Ableh-
nungen oder Verzögerungen werden 
mit Nachrüstungskosten von 3000 bis 
10000 Euro pro Bus begründet – ein Be-
trag, der unserer Auffassung nach viel 

zu hoch veranschlagt ist, wenn man 
bedenkt, dass eine visuelle Fahrgast-
information bereits existiert. Andere 
Städte sind da weiter: Konstanz bei-
spielsweise, das von der Größe her mit 
dem Stadtverkehr Ravensburg/Wein-
garten vergleichbar ist, hat seit langem 
neben dem visuellen ein akustisches 
System.
NR: Wie viele der Einwohner sind denn 
auf ein solches System angewiesen?
Hopperdietzel: Es gibt im Landkreis-
über 700 Personen, die wegen einge-
schränkter Sehfähigkeit als schwer-
behindert gelten. Dazu kommt eine 
Dunkelziffer, vor allem an alten Men-
schen, deren Sehkraft nachlässt. Ich 
sage immer: Unsere Probleme sind die 
Probleme der zukünftigen Alten.
Bartsch: Nicht zu vergessen sind ande-
re Personengruppen, für die ein solches 
System nützlich wäre, z.B. Analpha-
beten oder Ortsfremde. In der Summe 
wird die Zahl der dringend Angewie-
senen aufgrund der demographischen 
Entwicklung noch steigen.
NR: Wo hakt es in Ravensburg noch?
Bartsch: Die Pflasterung in der Stadt 
ist eine Katastrophe. Sie erschwert 

Die Veranstaltung fand am 12. Oktober im 
Volkshaus in Mannheim-Neckarau statt. Auf 
dem Podium saßen der Behindertenbeauf-
tragte der Stadt Mannheim Klaus Dollmann, 
Michael Seiter (Moderator), Stephan Lorent 
(Sprecherrat der Landesarbeitsgemein-
schaft der Linken „Selbstbestimmte Be-
hindertenpolitik“), Andreas Bollmer (Bun-
desvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
„Werkstatträte“ und Andreas Scheibner, ein 
Mitarbeiter einer Werkstätte für behinderte 
Menschen (WfBM), auf dem Bild von links 
nach rechts.

Die Veranstaltung fand zwar nur vor 
20 Zuhörern – vorwiegend Betroffene 
– statt. Trotzdem entwickelte sich eine 
interessante und lebhafte Diskussion.

Es zeigte sich, dass die „Werkstätten 
für Behinderte Menschen“ mitnichten 
ein randständiges Problem sind, als das 
es gemeinhin betrachtet wird. Inzwi-

schen arbeiten rund 300.000 Menschen 
in solchen Einrichtungen – Tendenz 
steigend. 1994 waren es erst 160.000 
Menschen.

Einig waren sich die Diskutanten, 
dass es nicht darum gehe, die Werkstät-
ten abzuschaffen. Für manche Men-
schen seien sie lebensnotwendig. Aller-
dings sei die extrem niedrige Quote von 
0,7% in den ersten Arbeitsmarkt ein 
Skandal. Das offizielle Ziel der Politik 
sei mittelfristig eine Vermittlungsquo-
te von 5 bis 10%. Von diesem eigentlich 
sehr niedrigen Ziel sei man meilenweit 
entfernt. Politische Maßnahmen seien 
endlich notwendig.

„Jeder Behinderte sollte ein Recht 
auf einen Arbeitsplatz im ersten Ar-
beitsmarkt haben. Werkstätten sollten 
nicht abgeschafft werden, sondern an 
den ersten Arbeitsmarkt angeschlos-
sen werden“, so Stephan Lorent.

Unternehmen, die zuwenig Behin-
derte einstellen, müssten stärker sank-
tioniert werden. Von Bollmer und den 
anderen wurde der monatliche Durch-
schnittsverdienst von 159 € als viel 
zu niedrig und als zentrales Problem 
dargestellt. 8 €, so Scheibner, sollte als 
Mindestlohn durchgesetzt werden, der 
dann auch für die Werkstätten gelten 
sollte.

In der Diskussion wurde außerdem 
auf die Notwendigkeit einer ausrei-
chenden Grundsicherung bei Erwerbs
losigkeit hingewiesen. Lorent forderte 
in diesem Zusammenhang, dass das 
Recht auf Arbeit – nicht zu verwechseln 
mit dem Zwang zur Arbeit – im Grund-
gesetz verankert werden müsste.

Die WfBMs sind mittlerweile zu 
einem lukrativen Wirtschaftszweig ge-
worden. Großkonzerne wie die der Au-
tomobilindustrie oder die Heidelberger 

Baden Württemberg: Behinderteninitiativen melden sich zu Wort

Für Blinde gibt es in Ravensburg zahlreiche Stolperfallen 

Die Linke spricht mit dem Landesblindenforum

Mannheim: Podiumsdiskussion der LAG „Selbstbestimmte Behindertenpolitik“

Leben und Arbeiten in einer Werkstätte für  
Behinderte – Fluch oder Segen?
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Ob im Bus, bei der Wertstoffentsorgung oder bei der Mobilität in der Stadt: Sehbehinderte 
sind vielfach eingeschränkt. (Bilder: mk)

die Fortbewegung ganz enorm; und 
die wenigen Wege, die gut passierbar 
sind, werden von Werbeaufstellern blo-
ckiert. Die Stadt, die damit Gebühren 
einnimmt, bleibt tatenlos. Auch fehlen 
vielen Wegen, die von Blinden regelmä-
ßig genutzt werden, klare Kanten oder 
starke Kontraste zur Orientierung.
Hopperdietzel: Ein weiteres Problem 
ist die Wertstoffentsorgung. Blinde 
und hochgradig Sehbehinderte kön-
nen nicht ohne größeren Aufwand 
oder unverhältnismäßig viel fremde 
Hilfe bzw. Mehrkosten am hiesigen 
Bringsystem des gelben Sacks teilneh-
men. Eine unnötige Benachteiligung 
von behinderten Menschen, auch ein 
Problem alleinstehender älterer Men-
schen. Eine Abholung vor der Haus-
tür, wie sie in 75% der Kommunen 
Baden-Württembergs üblich ist, wäre 
die sinnvollste Lösung. Der „Ravens-
burger Weg“ jedenfalls ist für Seh- und 
Gehbehinderte sowie ältere Menschen 
ein gewaltiger Irrweg.
NR: Wie arbeitet ihr als Landesblin-
denforum gegen diese Missstände?
Hopperdietzel: Für uns ist zunächst 
der Austausch von Betroffenen unter-
einander wichtig. Wir tauschen uns viel 
über Email-Listen aus. Daraus ent-
stehen dann konkrete Selbsthilfepro-
jekte, wie Stammtische, Sommerfeste, 
Ausflüge oder eben auch ein Kampf 
um eine automatische Haltestellenan-
sage oder um Veränderungen im Wert-
stoffsystem. Das Landesblindenforum 
gibt es seit 2005. Wir verstehen uns 
als Selbsthilfeplattform, aber auch als 

Opposition zu den Blindenverbänden 
in Baden-Württemberg. Diese sind aus 
unserer Sicht weder in der konkreten 
Hilfestellung für Betroffene vor Ort, 
noch in der politischen Lobbyarbeit, 
eine brauchbare Interessenvertretung. 
Die Kürzung des Blindengeldes, einer 
Leistung, die behinderungsbedingte 
Mehrkosten abfedern soll und viele 
junge, gut qualifizierte Blinde und 
Sehbehinderte ohne Arbeit sind nur 
zwei von vielen Beispielen, warum In-
teressenvertretung mehr als die obli-
gatorische Weihnachtsfeier bei Kaffee 
und Kuchen bedeutet.
Bartsch: Auch müssen wir gegenüber 
den Krankenkassen ständig um Koste-
nerstattungen kämpfen. Deren Devise 

ist einfach: Wer nicht um sein Recht 
kämpft, wird abgebügelt. Auch beim 
Thema Erwerbsarbeit müssen Blin-
de immer wieder kämpfen, eine ihrer 
Qualifikation gerechte Stelle zu finden. 
Auch die Kommunen bekleckern sich 
nicht mit Ruhm, eingestellt wird fast 
nur, wenn Fördermittel in Aussicht 
stehen.

Hopperdietzel: Wer kämpft, kann aber 
auch gewinnen. In Ravensburg wurde 
bei der Sparkasse auf unser Bestreben 
ein Geldautomat mit Sprachausgabe 
eingerichtet, einer von einer Handvoll 
blindengerecht ausgestatteter Geldau-
tomaten in ganz Deutschland.

NR: Vielen Dank für das Gespräch!
(Aus „Neues Ravensburg“ Nr. 11)

Druckmaschinen lassen dort produ-
zieren. Laut Wolfgang Hamann von 
Verdi Rhein-Neckar bringt jeder Ar-
beitsplatz einer WfBM durchschnitt-
lich 1200 € für den Träger. 1,5 bis 2 
Milliarden € werde operativ umgesetzt. 
„Werkstättenträger scheuen wie der 
Teufel das Weihwasser, die Zahlen of-
fenzulegen. Wichtig ist Offenheit und 
Transparenz“. Carsten Labbuda von 

der Linken Weinheim wies in diesem 
Zusammenhang auf das „Informati-
onsfreiheitsgesetz“ hin, das Möglich-
keiten böte, um an diese Informationen 
heranzukommen.

Der Grundstein für die Aussonde-
rung der Behinderten wird in den 
Sonderschulen gelegt. Während in 
Deutschland die überwiegende Mehr-
heit der Behinderten in Sonderschulen 

abgesondert werden, sind in Skandina-
vien 80% aller Behinderten in der Re-
gelschule. Ähnliche Zahlen gelten dort 
für die Beschäftigungsquote in den 
ersten Arbeitsmarkt. Man sieht also, 
dass Erfolge möglich sind. In Deutsch-
land ist Baden-Württemberg trauriges 
Schlusslicht. Im Vergleich hierzu steht 
Rheinland-Pfalz viel besser da. „Bil-
dung von Anfang an ist wichtig“, so 
die grüne Mannheimer Stadträtin Gabi 
Thirion-Brenneisen.

In der Diskussion wurde daraufhin 
gewiesen, dass es bei allem Gegen-
wind in den bisherigen Auseinander-
setzungen auch Erfolge gebe. In Mann-
heim gibt es z.B. seit einigen Jahren 
mit Klaus Dollmann einen engagier-
ten Behindertenbeauftragten und eine 
Arbeitsgemeinschaft Barrierefreiheit, 
die in wichtigen kommunalpolitischen 
Fragen, wie z.B. Ausstattung von Stra-
ßenbahnen oder Gebäuden sich Gehör 
verschaffen.

Als Fazit bleibt: Behindertenpolitik 
ist kein randständiges Problem, son-
dern geht alle an. Wir stehen erst am 
Anfang. Packen wir es an!	  scr, 

� Kommunalinfo Mannheim, Nr. 22/08
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Cross-Border-Leasing-Deal wird be­
endet: Bochum. Werner Rügemer, der 
kompetenteste Kritiker der Cross-Bor-
der-Leasing Tricksereien, schreibt in 
der TAZ vom 5. 11.: „In den USA wird 
Cross-Border-Leasing (CBL) noch in 
diesem Jahr auslaufen. Das bedeutet 
nicht nur das Aus für einen milliar-
denschweren globalen Steuerbetrug, 
es könnte auch vielen deutschen Städ-
ten einen Neuanfang im Umgang mit 
der öffentlichen Infrastruktur ermög-
lichen – wenn denn klar wird, wie 
sich die komplexen Verträge auflösen 
lassen. Den vorläufigen Schlusspunkt 
setzte die US-Steuerbehörde. Der In-
ternal Revenue Service (IRS) forderte 
die etwa 100 Investoren in den USA per 
Formblatt dazu auf, ihre CBL-Verträ-
ge mit kommunalen Unternehmen in 
anderen Ländern bis zum 31.12.2008 
vorfristig zu beenden. Andernfalls 
würden diese zwangsaufgehoben. Am 
21. Oktober teilte der IRS mit, dass 80 
Prozent der Angeschriebenen einem 
Vergleich mit der Behörde zugestimmt 
haben. Für 2007 erhalten sie noch 20 
Prozent des beantragten Steuervor-
teils und müssen keine Strafe zahlen. 
Außerdem beenden sie die Verträge. 
Wie Letzteres allerdings genau ausseh-
en soll, ist bislang vollkommen unklar 
– schließlich sind an den CBL-Verträ-
gen nicht nur Verkäufer und Investor 
beteiligt, sondern auch noch jeweils 
eine Handvoll Banken.“ Man darf ge-
spannt sein, was das für Bochum be-
deutet. www.bo-alternativ.de

Auswirkungen der Finanzkrise: Köln. 
Die Fraktion Die Linke. Köln hat zur 
nächsten Ratssitzung am 13. Novem-
ber eine Aktuelle Stunde zu den Aus-
wirkungen der aktuellen weltweiten 
Finanzkrise auf die Stadt Köln be-
antragt. Erste dramatische Auswir-
kungen auf die Kölner Haushaltspoli-
tik sind bereits eingetreten. Die städ-
tische Zusatzversorgungskasse hat bei 
der inzwischen insolventen US-Bank 
Lehman Brothers investiert und muss 
nun Verluste von bis zu 6 Mio. Euro 
hinnehmen. Auch die Cross-Border-
Leasing-Geschäfte der städtischen 
Beteiligungsunternehmen KVB, Messe 
und Stadtentwässerungsbetriebe ent-
halten in der aktuellen Liquiditäts-
krise vieler Leasinggeber mannigfal-
tige Risiken, deren Konsequenzen für 
die städtischen Finanzen noch nicht 
aufgeklärt sind. Auch die Folgen der 
neuesten Rechtsprechung in den USA, 
die die Beendigung dieser Geschäfte 
verlangt, müssen aufgeklärt werden. 
Dazu erklärt der Fraktionsvorsitzende 
Jörg Detjen: „Die Krise des Kapita-
lismus ist unübersehbar und kommt 
in den Kommunen an. Wir haben die 
Cross-Border-Leasing-Geschäfte und 
anderes intransparentes Finanzgeba-

ren der Stadt schon immer abgelehnt. 
Auch die geplante Erhöhung der Eigen-
kapitalquote der Sparkasse lehnt Die 
Linke ab. Ich halte es für nicht hin-
nehmbar, dass dafür städtische Gelder 
anstatt der Bundeshilfen in Anspruch 
genommen werden sollen. Auch die Ge-
werbesteuer droht einzubrechen, denn 
ein Drittel davon stammt allein aus 
dem Bankensektor. Deshalb will Die 
Linke ihre alte Forderung nach einer 
kommunalen Finanzreform sofort um-
gesetzt wissen.“
�  www.linksfraktion-koeln.de

Zwangsaufhebung von CBL-Geschäf­
ten: Duisburg. Hermann Dierkes, Vor-
sitzender der Ratsfraktion und OB-
Kandidat der Linken:„Der milliarden-
schwere Steuerbetrug zwischen US-
Finanzgruppen und ausländischen 
Kommunen mit sogenannten Cross-
Border-Leasing-Geschäften geht defi-
nitiv zu Ende. Duisburg hatte – gegen 
die massive Kritik der Linken im Rat 
– einen CBL-Vertrag über 1,5 Mrd.Euro 
mit der inzwischen fast pleitegegan-
genen US-Gruppe AIG abgeschlossen, 
und zwar über die Duisburger Straßen-
bahnschienen und Stadtbahnanlagen. 
Duisburg hatte als Teil der „Beute“ 
rd. 36 Mio. Euro abbekommen. Be-
reits 2004 und 2005 waren diese Ge-
schäfte von der US-Steuerbehörde als 
Scheingeschäfte zum Zweck der Steu-
erumgehung unterbunden worden. Der 
jetzige Schritt der US-Behörden ist 
nur konsequent. Die Ratsfraktion der 
Linken hat eine erneute Anfrage für 
den Haupt- und Finanzausschuss am 
1.12.08 gestellt und will wissen, was 
durch die Entscheidung in den USA auf 
Duisburg zukommt.“
� www.dielinke-in-nrw.de

Privatisierung gescheitert: Kiel. Die 
Privatisierung der Kieler Berufsschu-
len durch den Grünen Bürgermeister 
Todeskino in Form eines Projektes 
mit  Öffentlich-Privater Partnerschaft 
(ÖPP) ist zunächst gescheitert. Es hat 
sich herausgestellt, dass der Finan-
zierungsbedarf nicht bei 70 Mio. €, 
sondern eher bei 140 Mio. € liegt, denn 
private Investoren bestünden auf ei-
ner Grundsanierung, damit sie auch 
richtig daran verdienen können. Der 
Bürgermeister war wegen der Finanz-
knappheit der Stadt darauf gekommen, 
die Sanierung einem privaten Investor 
zu überlassen, um dann 20 Jahre oder 
länger diese Gebäude anzumieten. Bei 
einem Investitionsvolumen von 140 
Mio. € müsste die Stadt dann jährlich 
13 Mio. € Miete zahlen. Das wären dann 
260 Mio. € Mietkosten in 20 Jahren. Zur 
Zeit kostet der Unterhalt der sieben Be-
rufsschulen jährlich 5,7 Mio. €. Daran 
zeigt sich mal wieder, dass ÖPP-Pro-
jekte reine Bereicherungsprojekte für 

Nationaler Aktionsplan gegen 
Rassismus
Berlin. 2001 fand in Durban/Süd-
afrika die Weltkonferenz gegen 
Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Into-
leranz statt. Dort wurde auch ein 
Programme of Action verabschie-
det, in dem die nationalen Regie-
rungen aufgefordert werden, im 
Benehmen mit der Zivilgesellschaft 
eigene Aktionspläne auszuarbeiten 
(Aktionsplan Nr. 191a). Nach über 
sieben Jahren und nur ein halbes 
Jahr vor der „Durban Review Con-
ference“ der Vereinten Nationen 
vom 20. bis 24. April 2009 in Genf 
hat die Bundesregierung am 7. Okt. 
2008 einen Nationalen Aktionsplan 
der Bundesrepublik Deutschland 
zur Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemi-
tismus und darauf bezogener In-
toleranz (NAPgR) beschlossen und 
veröffentlicht.
Der Verabschiedung vorausge-
gangen waren inhaltliche Aus-
einandersetzungen zwischen der 
Bundesregierung und zivilgesell-
schaftlichen Einrichtungen sowie 
unterschiedliche Auffassungen 
über den Grad der Partizipation von 
Nichtregierungsorganisationen an 
der Erarbeitung des NAPgR. 
Die Bundesregierung hat in dem 
am 7. Oktober 2008 verabschiedeten 
Dokument eine Vielzahl von Anre-
gungen und Beiträgen zivilgesell-
schaftlicher Einrichtungen nicht 
berücksichtigt und dies mit dem 
Hinweis darauf begründet, dass es 
sich bei dem NAPgR um ein Regie-
rungsdokument handele. Zwar hat 
sie zugestimmt, die Stellungnah-
men und Beiträge verschiedener 
NRO zum NAPgR ins Englische zu 
übersetzen und der Hochkommis-
sarin für Menschenrechte in Genf 
gemeinsam mit dem Regierungs-
dokument vorzulegen. Allerdings 
fehlen diee Stellungnahmen auf 
der Homepage des BMI, auf dem 
der Nationale Aktionsplan der 
Bundesrepublik Deutschland zur 
Bekämpfung von Rassismus, Frem-
denfeindlichkeit, Antisemitismus 
und darauf bezogener Intoleranz 
der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht wird.
Um größtmögliche Transparenz 
herzustellen, veröffentlicht der In-
terkulturelle Rat die ihm vorlie-
genden Stellungnahmen und Bei-
träge zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen und Einrichtungen zum 
NAPgR aus den Jahren 2000 bis 
2008 auf seiner Internetseite:
www.interkultureller-rat.de/Themen/Anti­
rassismus/Antirassismus_allgemein.shtml
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Private sind, denn die privaten Inves-
toren verdienen mindestens das Dop-
pelte, als was es für die Stadt kosten 
würde, wenn sie es selbst finanziert. 
Meistens wird es dann noch teurer, als 
zunächst versprochen und das Risiko 
trägt am Ende wieder die Stadt. 
� www.sozialismus-jetzt.de

2. Antiprivatisierungs-Bundeskonfe­
renz – APRI: Braunschweig. Am 1. 
und 2. November 2008 fand in Braun-
schweig die 2. Bundeskonferenz der 
Initiativen zum Erhalt des öffentlichen 
Eigentums aus 30 Städten statt. Die In-
itiativen zum Erhalt des öffentlichen 
Eigentums in Deutschland sind sich 
einig: Kein weiteres Profitieren von 
öffentlichem Vermögen durch private 
Unternehmen – Kein weiterer Abbau 
unserer Demokratie. Zum Abschluss 
der Bundeskonferenz wurde eine 
Erklärung verfasst, in der es heißt: 
Die Privatisierungsbefürworter sind 
in der Legitimationskrise. 500 Mrd. 
Euro aus öffentlichen Haushalten für 
Banken – ohne entsprechende Gegen-
leistung – ist ein Angriff auf unsere 
Gesellschaft und Demokratie. Die Bi-
lanz der Privatisierungen, einschließ-
lich des Privatisierungsmodells PPP, 
ist erschreckend negativ: die Verträge 
werden verschleiert, die Gegenleis-
tungen der Privaten sind schlecht, 
und die zusätzliche klammheimliche 
Verschuldung der Bürgerinnen und 
Bürger und der öffentlichen Hand 
durch Schattenhaushalte erhöht die 
Verschuldung. 
Forderungen: 
1. Die am Gemeinwohl orientierte Da-
seinsvorsorge darf nicht der Logik der 
Gewinnmaximierung folgen. 
2. Die Privatisierung von öffentlichen 
Einrichtungen, die der Daseinsvorsor-
ge dienen, ist in Bund, Ländern und 
Gemeinden zu stoppen. Alle Gesetze, 
die PPP begünstigen und beschleuni-
gen sind aufzuheben. (…) 
5. Alle Verträge und Vereinbarungen 
zu PPP und anderen Privatisierungs-
formen sind Bürgerinnen und Bürgern 
offen zu legen und auf Verlangen zu 
erklären. PPP-Projekte und andere 
Privatisierungsformen sind durch 
Rechnungshöfe auf Möglichkeiten der 
Rückabwicklung zu prüfen. 
6. Transparenz für alle bestehenden 
und geplanten Projekte. Deshalb 
fordern wir ein bundesweites öffent-
lich zugängliches PPP-Register mit 
Nennung der Finanzvolumina, Lauf-
zeiten, Betreiber, beteiligten Banken 
und Beratern. 
7. Wir brauchen ein Investitionspro-
gramm zur Finanzierung öffentlicher 
Güter und Dienstleistungen (z. B. 
Schulsanierung), insbesondere zur 
kommunalen Sicherung und zur Re-
kommunalisierung der Daseinsvor-

sorge. Motto: Demokratie stärken und 
regionale Wirtschaft fördern.“
�   www.meinepolitik.de 

Rückübertragung operativer Dienst­
leistungen durch Kommunen: Berlin. 
In den letzten Jahren haben einzelne 
Kommunen vormals privatisierte Leis-
tungen in verschiedenen Bereichen 
wieder in ihre operative Gestaltungs-
hoheit zurückgenommen. In diesem 
Kontext wird mitunter von einer Re-
naissance der Kommunen gesprochen. 
Doch ob es sich dabei um eine Trend-
wende oder nur um Ausnahmefälle 
handelt, ist derzeit noch nicht geklärt. 
Vor diesem Hintergrund wurde vom 
Difu eine Kurzstudie zur Rücküber-
tragung von operativen Dienstleistun-
gen am Beispiel der Abfallwirtschaft 
durchgeführt. Mit der Studie soll den 
Kommunen eine erste Hilfestellung 
für Entscheidungsprozesse zur Ver-
fügung gestellt werden. Im Rahmen 
einer Literatur- und Internetrecher-
che wurden sowohl konkrete Beispiele 
betrachtet als auch gesellschaftliche 
und politische Aspekte herausgear-
beitet. Ausgelöst vor allem durch ne-
gative Privatisierungsbeispiele findet 
ein Wandel des Meinungsbildes statt. 
Dass mit Privatisierungen zwangs-
läufig Kostenersparnisse bzw. Effizi-
enzsteigerungen einhergehen, konnte 
anhand bisheriger Erfahrungen nicht 
in jedem Fall bestätigt werden. Auch 
im Sektor der Abfallwirtschaft haben 
verschiedene Kommunen festgestellt, 
dass durch Privatisierungen nicht alle 
originären Ziele erreicht wurden. Die 
Kurzstudie erscheint in der Veröffent-
lichungsreihe der „Difu-Papers“. www.

difu.de/archiv/Ber-08-3.pdf

Lage der Kommunen wird sich dra­
matisch verschlechtern: Berlin. Die 
nach der jüngsten Steuerschätzung 
voraussichtlich zu erwartenden Steu-
ermehreinnahmen im laufenden 
Haushaltsjahr dürfen nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass sich die Fi-
nanzsituation im nächsten Jahr wie-
der verschlechtern wird. „Der Kon-
junkturabschwung und die Finanz-
marktkrise werden sich negativ auf 
die Haushalte der Kommunen auswir-
ken und deren Investitionstätigkeit 
deutlich einschränken. Wir rechnen 
im nächsten Jahr zudem mit rückläu-
figen Gewerbesteuereinahmen“, sagte 
DStGB-Hauptgeschäftsführer Gerd 
Landsberg. Der Bund muss jetzt eine 
Infrastrukturoffensive einleiten, um 
die Kommunen und den Mittelstand 
zu stärken. Die Infrastrukturinvesti-
tionen der Kommunen sind Vorausset-
zung für unternehmerische Investiti-
onen und Wachstum. Von einer nach-
haltigen Investitionsfähigkeit der 
Kommunen profitieren auch Bund und 

Länder. Aufgrund der ange-
spannten Finanzsituation in 
den zurückliegenden Jahren 
hat sich ein Nachholbedarf bei 
den Investitionen angestaut. Große 
Sorgen machen den Kommunen auch 
die Ausgaben für soziale Leistungen, 
die trotz guter Arbeitsmarktsituation 
der zurückliegenden Monate weiter 
auf hohem Niveau liegen. Wenn wir 
den Sozialstaat zukunftsfest machen 
wollen, müssen wir sicherstellen, dass 
die sozialen Leistungen nicht immer 
weiter steigen. Der Umbau der so-
zialen Sicherungssysteme muss wei-
tergehen, denn die Reform von heute 
ist der Erfolg von morgen, wie die 
Agenda 2010 deutlich gezeigt habe. 
www.dstgb.de

Wut über Kahlschlagpolitik: Oberhau-
sen. Unter dem Motto „Wir sind Ober-
hausen“ initiiert und organisiert der 
Verdi-Bezirk Mülheim-Oberhausen 
ein Bündnis, dem alle gesellschaft-
lichen relevanten Gruppen, Parteien 
und Verbände angehören. Das Bündnis 
richtet sich gegen die Anordnung der 
Bezirks- und der NRW-Landesregie-
rung, im städtischen Haushalt jährlich 
150 Millionen Euro einzusparen – und 
das auf unbestimmte Zeit. Henrike 
Greven, Verdi-Bezirksgeschäftsfüh-
rerin: „Diese Vorgaben haben nichts 
mit einem seriösen Versuch zu tun, den 
Haushalt zu sanieren. Entlassungen, 
Steuererhöhungen, Schließungen, un-
terlassene Bauvorhaben sind die Re-
zepte der Bezirksregierung und des 
NRW-Innenministeriums, mit denen 
jährlich 150 Millionen Euro im städ-
tischen Haushalt eingespart werden. 
Damit wird diese Stadt mit ihren 
217000 Einwohnern kaputtgespart.“ 
Die Schulden Oberhausens belaufen 
sich auf 1,6 Milliarden Euro. Ursache 
für die immense Verschuldung sind 
in erster Linie die Folgen des Struk-
turwandels bei Kohle und Stahl. Im 
Vorfeld hatte sich der Stadtrat auf 
ein Einsparvolumen von jährlich 50 
Millionen Euro verständigt. Wie groß 
Wut und Empörung über diese Kahl-
schlagpolitik sind, zeigt ein Blick auf 
die Mitglieder dieses Bündnisses. Es 
reicht von CDU, SPD und Linken über 
Kirchen, Wohlfahrtsverbände, Ge-
werkschaften, Unternehmer, Sport-
vereine bis hin zu Schulen und Aus-
bildungsbetrieben. All diese Gruppen, 
so Henrike Greven, eint der Wille, ge-
meinsam für diese Stadt zu kämpfen. 
Für den Erhalt der Arbeitsplätze, für 
den Erhalt der öffentlichen Daseins-
vorsorge. Ein erster Erfolg konnte das 
Bündnis bereits verbuchen: Über 4000 
Menschen beteiligten sich an einer 
Protestdemonstration vor dem Rat-
haus.� www.verdi-news.de

� (Zusammenstellung: ulj)

Kommunale 

Politik
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Mit massiven Warnstreiks sucht die IG 
Metall seit Ende der Friedenspflicht am 
1. November Druck auf die Arbeitge-
berverbände auszuüben. Rund 550.000 
Beschäftigte aus der Metall- und Elek-
troindustrie bundesweit legten in der 
ersten Warnstreikwoche ihre Arbeit 
nieder. Berthold Huber, Erster Vorsit-
zender der IG Metall, stellte am 4. No-
vember das ernst gemeinte Ultimatum 
an die Arbeitgeber: „Die vierte Tarif-
verhandlung in Baden-Württemberg 
ist die letzte Chance der Arbeitgeber, 
ein kompromissfähiges Angebot vor-
zulegen und einen Streik abzuwen-
den.“

Die vierte Tarifverhandlung in Ba-
den-Württemberg findet (nach Redak-
tionsschluss dieser Ausgabe der Poli-
tischen Berichte) am Dienstag, den 11. 
November, statt. Die Vorstände sowohl 
von IG Metall als auch Gesamtmetall 
sind dann vor Ort. Gelingt in der Nacht 
zum 12. November kein Kompromiss, 
sind die Verhandlungen gescheitert. 
Die weiteren Termine sind für diesen 
Fall bereits wie folgt gesetzt.

Am 12. November vormittags treten 
die Tarifkommissionen in sämtlichen 
Tarifbezirken zusammen und bereits 
nachmittags berät der Vorstand über 
Urabstimmung und Streik. Der weitere 
Zeitplan der Gewerkschaft sieht dann 
bereits ggf. für den 13./14. November 
die Urabstimmung und den 17. Novem-
ber als möglichen Streikbeginn vor.

Die IG Metall hat es eilig, ihr läuft die 
Zeit davon. Nach den Ankündigungen 
zunächst von Mercedes, BMW und an-
deren aus der Automobilindustrie fol-
gen nunmehr bereits nahezu täglich 
Meldungen auch aus der Zuliefer- und 

gesamten Metallindustrie über Pro-
duktionsunterbrechungen und vorzei-
tigen so genannten Weihnachtsurlaub. 
In der Praxis werden infolge sinken-
der Auftragseingänge Vereinbarungen 
über Betriebsruhetage durch Urlaubs-
tage, Abbau von Mehrarbeitsstunden 
und Arbeitszeitkonten mit den Be-
triebsräten getroffen.

Schon seit einiger Zeit steht fest, dass 
die bewährte Strategie der IG Metall 
im Sinne von Konzentration auf einem 
Pilotbezirk als Vorreiter ( in der Regel 
Baden-Württemberg, NRW oder Bay-
ern) und gezielten Streikmaßnahmen, 
in der oder mit Wirkung auf die Auto-
mobilindustrie, diesmal nicht greifen 
kann. Streik in der Automobilindustrie 
fällt sozusagen aus. In den Fokus treten 
die Elektroindustrie, Kraftwerksaus-
rüster, Hersteller von Energieanlagen 
etc. Spekuliert wird auch darüber, ob 
die IG Metall diesmal in mehreren Ta-
rifbezirken gleichzeitig in den Streik 
gehen wird.

Wie dem auch sei. Die Zeit ist knapp. 
Ein Streik über Weihnachten macht 
keinen Sinn. Die Erwartungen der Mit-
glieder sind (das zeigen nicht zuletzt 
die Warnstreiks) hoch. Meldungen über 
hohe Boni-Zahlungen  an das Manage-
ment heizen die Stimmung zusätzlich 
an. Die ausgesuchten Streikbetriebe 
sind bereit, wenn es denn sein muss.

Wie so oft hängt alles davon ab, ob 
die Differenz von einem moderaten 
Verhandlungsergebnis zu einem mög-
licherweise durch Streik erreichbaren 
Ergebnis so groß ist, dass der Einsatz 
für einen längeren Streik  sich rechnet. 
Wenn nicht, dann nicht.

�  brr

Automobilkrise

Aufregung  
um Ford
In den letzten Wochen und Monaten 
hat es viel Aufregung um die Zukunft 
der Ford-Werke gegeben. Viel Unfug 
ist dabei veröffentlich worden: Das 
Motorenwerk sei schon tot. Die Fies-
ta-Produktion solle verlagert werden. 
Die Bänder in Saarlouis ständen still. 
Entlassungen hätten begonnen, und so 
weiter. Die Situation ist zwar in der Tat 
nicht nur eitel Sonnenschein, aber die-
se Horrormeldungen sind doch maßlos 
übertrieben.

Die Situation in den USA …

Seit etwa Anfang letzten Jahres befindet 
sich die US-Wirtschaft am Ende eines 
normalen Konjunkturaufschwunges. 
Entsprechend ging den Automobilab-
satz leicht zurück. Überlagert wurde 
dies dann in diesem Jahr von stark stei-
genden Energie-, vor allem Ölpreisen. 
Zusätzlich hat in der Öffentlichkeit 
die überfällige Diskussion um eine zu-
kunftsfähige Energiepolitik begonnen. 
Dies alles zusammen führt zu drama-
tischen Rückgängen im Automobilver-
kauf sowie zu einer sich sehr schnell 
verschiebenden Nachfrage bei der Art 
von Autos: Weg von Sprit fressenden 
Pick-Ups und SUVs (Sport Utility Ve-
hicles = Große Autos für die Stadt mit 
Geländewagen-Design und teilweise 
auch -Fähigkeiten) hin zu sparsameren 
PKW.

Dies führt bei allen Automobilkon-
zernen in den USA zu drastischen 
Umsatzeinbußen und entsprechenden 
Ertragsproblemen. Selbst „Muster-
schüler“ Toyota macht keine Gewinne 
mehr.

Diese Situation wird nun noch durch 
die Bankenkrise verschärft. Zum ei-
nen wirkt die Verunsicherung, zum 
anderen bekommen Privathaushalte 
schlechter Kredit.

Wurden in den letzten Jahren zwi-
schen 16 und 18 Millionen Autos jähr-
lich verkauft und träumte die Au-
toindustrie schon vom Knacken der 
20-Millionen-Marke, so wurden im 
September 2008 nicht mal mehr l0 
Millionen Autos verkauft. Der Okto-
ber läuft noch schwächer an. Ford hat 
gegenüber dem Vorjahr 30% weniger 
Autos verkauft.

Besonders hart getroffen sind die alt-
eingesessenen Detroiter Autokonzerne  
genannt „The Big Three“ die großen 
Drei – Chrysler, Ford und General Mo-
tors (Mutter von Opel). Diese hatten 
im Gegensatz zu Toyota, Honda, BWM 
oder Mercedes zu viel Produktionska-
pazitäten für die großen Modelle ge-

Lohnbewegung in der Metallindustrie

Der IG Metall läuft die Zeit davon

Letzter Stand: Die entscheidende Tarifrunde in der Metall- und Elektroindustrie 
ist am Mittwochmorgen in eine kritische Phase getreten. Aus Verhandlungskrei-
sen hieß nach knapp 17-stündigen Gesprächen, dass sich noch keine zügige Lösung 
abzeichne. „Wenn es bricht, dann schnell“, hieß es. Falls es eine Einigung gebe, 
werde diese noch mehrere Stunden dauern.
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schaffen und ein zu schwaches Angebot 
im PKW-Sektor. Auch wenn man seit 
fast 20 Jahren davon redete, dass man 
zu abhängig von den großen Schlitten 
sei und sich auf eine Veränderung des 
Marktes vorbereiten müsse, so ist dies 
doch nicht gelungen. Alle drei machen 
daher nun auch schon einige Jahre in 
Folge heftige, zum Teil zweistellige 
Milliardendefizite.

Auch das Schließen von Werken so-
wie die Entlassung von insgesamt über 
300.000 Beschäftigten hat diese Firmen 
noch nicht wieder profitabel gemacht.

Um ein Überleben dieser für die US-
amerikanische Volkswirtschaft zen-
tralen Unternehmen zu ermöglichen 
und den Strukturwandel hin zu zeit-
gemäßen Produkten zu beschleunigen, 
springt die US-Regierung in die Bre-
sche. Im Windschatten des 700 Mrd. 
Dollar Paketes zur Rettung der großen 
Banken wurde ein 45 Mrd. Hilfspaket 
für die Automobilindustrie beschlos-
sen.

Ford hat nach allgemeiner Einschät-
zung am frühesten auf die radikale 
Marktveränderung reagiert und wohl 
auch die besten Aussichten von den 
dreien, die Kurve zu kriegen. Ob und 
wenn ja unter welchen weiteren Verlus-
ten an Arbeitsplätzen dies gelingt, ist 
unklar. Ein wichtiger Faktor wird sein, 
ob die sich abschwächende Konjunktur 
unter dem Einfluss der Finanzkrise 
doch noch zu einer Rezession wird.

… und in Europa

Die Situation der Europa-Tochter sieht 
dagegen insgesamt sehr gut aus. Die 
Produktoffensive von Ford-Europa 
führte zu gutem Absatz und einem 
langsam steigenden Marktanteil. Die 
relativ starken Produkte, die jetzt zum 
Teil auch in Nordamerika gefertigt 
werden sollen, um dort die Wende zu 
unterstützen, sorgen für eine relativ 
stabile Situation.

Im letzten Jahr wurden etwa l,9 Mil-
lionen Autos verkauft, begrenzt nur 
durch die fehlenden Möglichkeiten, 
mehr zu bauen. Alle Werke waren mit 

Sonderschichten bis über die Nenn-
Kapazität ausgelastet.

Um der eigenen Wachstumsstrategie 
die nötigen Kapazitäten zu verschaf-
fen, wurde ein altes PKW-Produkti-
onswerk in Rumänien zugekauft, in 
dem ab 2010 ein neues zusätzliches 
Modell gebaut werden soll.

Im ersten Halbjahr 2008 wurde denn 
auch ein Gewinn auf Rekordniveau er-
wirtschaftet: 1,3 Mrd. US-Dollar. Auch 
die sich abschwächende Konjunktur 
in Europa zeigt bisher keine drama-
tischen Folgen:

Zwar wurden die Sonderschichten 
gegenüber dem Plan vom Jahresbeginn 
reduziert und die aktuelle Verkaufs-
vorhersage gegenüber Jahresbeginn 
um 3% nach unten korrigiert. Aber 
das sind immer noch mehr Autos als 
im Vorjahr.

Vor wenigen Tagen meldete die Zeit-
schrift „Capital“, dass Ford Deutsch-
land erstmalig seit vielen Jahren wie-
der einen satten Gewinn machen wird, 
200 Mio. Euro!

Gerade vor diesem Hintergrund sind 
die aktuellen Diskussionen um die 
Zukunftsfähigkeit von Automobilpro-
duktion in Deutschland nicht zu ver-
stehen. Die Fertigung des neuen Fiesta 
in Köln ist gut angelaufen, und die 
Produktion wird komplett abgesetzt. 
Auch wenn natürlich mittelfristig Ver-
lagerungsszenarien denkbar sind, so 
ist doch zumindest für die laufende Fi-
esta-Produktion eine Verlagerung nur 
unter so hohen Kosten für den Umzug 
der Anlagen und die Verkaufsausfäl-
le während des Umbaus zu machen, 
dass dies einfach ökonomischer Unsinn 
wäre.

Auch die Meldungen aus dem Saar-
louiser Werk, Leute seien entlassen 
worden, sind falsch. Tatsache ist: In 
Saarlouis sind für den Produktions-
anlauf einer Reihe von neuen Model-
len (unter anderem der Kuga) letztes 
Jahr 560 zusätzliche Beschäftigte in 
Form von Arbeitnehmerüberlassungen 
(Leiharbeit) von der Firma Adecco ins 
Werk gekommen. 360 von diesen sind 

nun im Mai diesen Jahres fest von Ford 
übernommen worden und die verblei-
benden 200 laufen – wie von Anfang 
an geplant – nun Ende November aus. 
Die Anlaufphase ist vorbei und die zu-
sätzlichen Tätigkeiten sind nicht mehr 
notwendig. Im Gegensatz zu den in den 
Medien gemeldeten Maßnahmen bei 
BMW, VW und anderen hat dies nichts 
mit schlechterer Auslastung oder Ab-
satzproblemen zu tun.

Und Ford in Köln?

Wie eben beschrieben, läuft die PKW-
Produktion sehr gut. Das Sorgenkind 
in Köln ist das Motorenwerk. Dort wer-
den überwiegend großvolumige V6-
Motoren für den US-amerikanischen 
Markt gebaut. Deren Absatz ist schon 
seit einigen Jahren rückläufig. Und 
so verwundert es nicht, dass mit den 
jüngsten Absatzeinbrüchen die Situ-
ation richtig problematisch geworden 
ist. Wurden früher in drei Schichten 
über 2000 Motoren täglich gebaut, ist 
heute nur noch eine Schicht in Betrieb. 
Aber die Nachfrage in den USA ist so 
eingebrochen, dass nicht mal diese 700 
Motoren benötigt werden.

Die Produktion dieses Motors ist 
noch bis 2010 geplant, aber so wie sich 
die Lage jetzt entwickelt, braucht das 
Kölner Motorenwerk deutlich vorher 
eine andere Perspektive.

In weiser Voraussicht hat der Be-
triebsrat daher ja auch die Anschluss-
produktion für den aktuellen Motor in 
voller Kapazität des Motorenwerkes 
in der Investitionssicherungsvereinba-
rung von 2005 (Einkommesverzicht ge-
gen Sicherung aller Werke bis 2011) mit 
der Geschäftsleitung verbindlich gere-
gelt. Und ein neuer Motor ist durchaus 
vorhanden. Ein neu entwickelter tur-
bogeladener Benzin-Direkteinspritzer 
mit kleinem Hubraum soll in großer 
Stückzahl ab etwa 2010 für die Klein-
und Mittelklassefahrzeuge des Ford-
konzerns zum Einsatz kommen.

Die Geschäftsleitung von Ford Eu-
ropa würde diesen neuen Motor zwar 
gern wegen der geringeren Lohnkosten 

Ford: 1968 Ford: 2008
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München. Das Staatsministerium des 
Innern legt den Antrag auf Zulassung 
eines Volksbegehrens „Mindestlohn 
jetzt!“ dem Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof vor, weil dem Freistaat 
Bayern die Gesetzgebungskompetenz 
für ein bayerisches Mindestlohnge-
setz fehlt. Erachtet das Staatsminis-
terium des Innern die gesetzlichen 
Voraussetzungen für nicht gegeben, 
so hat es nach Artikel 64 des Landes-
wahlgesetzes die Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofs herbeizu-
führen. 
Am 23.09.2008 haben die Initiatoren 
des Volksbegehrens beim Staatsmi-
nisterium des Innern den Antrag 
auf Zulassung eines Volksbegehrens 
„Mindestlohn jetzt!“ eingereicht. Für 
den Zulassungsantrag wurde die er-
forderliche Anzahl an Unterschriften 
Stimmberechtigter erreicht. Ziel des 

Volksbegehrens ist eine landesgesetz-
liche Pflicht zur Einführung eines 
allgemeinen Mindestlohns für alle 
Branchen unabhängig vom Bestehen 
tarifvertraglicher Regelungen durch 
ein Bayerisches Mindestlohngesetz. 
Die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Zulassung des Antrags, zu denen 
auch die Vereinbarkeit mit Bundes-
recht gehört, sind nach Auffassung 
des Staatsministeriums des Innern 
nicht gegeben. Das beantragte Baye-
rische Mindestlohngesetz wäre nicht 
mit dem Grundgesetz vereinbar. Denn 
gesetzliche Vorgaben für den Arbeits-
lohn gehören zum „Arbeitsrecht“ und 
fallen in die konkurrierende Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes. Die 
Länder können hier nur soweit Rege-
lungen treffen, als der Bund von seiner 
Gesetzgebungskompetenz noch kei-
nen Gebrauch gemacht hat. 

5.11.08. Das bayerische Innenministeri-
um hat das Volksbegehren der Gewerk-
schaften zur Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns abgelehnt und legt es dem 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof zur 
Entscheidung vor. Der DGB Bayern sieht 
sich für die kommende Auseinandersetzung 
juristisch gut gerüstet.

Das Ministerium begründet seine Ent-
scheidung mit der fehlenden Gesetz-
gebungskompetenz des Landes. Das 
beantragte Bayerische Mindestlohn-
gesetz ist nach Auffassung des Minis-
teriums mit dem Grundgesetz nicht 
vereinbar. Denn gesetzliche Vorgaben 
für den Arbeitslohn gehören zum „Ar-
beitsrecht“ und fielen in die konkur-
rierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes, argumentiert das Innenmi-
nisterium. Dem Freistaat Bayern fehle 
die Gesetzgebungskompetenz für ein 
bayerisches Mindestlohngesetz. Daher 
erachte das Staatsministerium des In-
nern die gesetzlichen Voraussetzungen 
für nicht gegeben, heißt es in der Erklä-
rung des Ministeriums. 

Bayerns Wirtschaftsminister Martin 
Zeil begrüßt die Entscheidung des bay-
erischen Innenministeriums und ließ 
mitteilen, gesetzliche Lohnvorgaben 
würden die Tarifautonomie aushöh-
len. 

219.000 Unterschriften haben die 

Gewerkschaften bayernweit für das 
Volksbegehren „Mindestlohn jetzt!“ 
gesammelt, für den Volksbegehrens-
antrag wären lediglich 25.000 Unter-
schriften notwendig gewesen. Der DGB 
und seine Gewerkschaften beziehen 
sich mit dem Volksbegehren auf Ar-
tikel 169 der bayerischen Verfassung, 
der die Einführung von Mindestlöhnen 
ausdrücklich „für jeden Berufszweig“ 
vorsieht. 

DGB widerspricht der Rechtsauffassung 
des Ministeriums 

Für die nun anstehende Prüfung durch 
den Bayerischen Verfassungsgerichts-
hof hat der DGB ein Rechtsgutachten 
anfertigen lassen, das das Volksbegeh-
ren als verfassungsgemäß einstuft.

 „Wir stehen nach der Entscheidung 
des Innenministers vor einem juris-
tischen Scheideweg, der durch den 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
geklärt werden muss. Wir sind der 
Auffassung, dass wir gute Argumente 
haben, die einer Prüfung durch die 
obersten bayerischen Richter stand-
halten“, sagte der Vorsitzende des DGB 
Bayern, Fritz Schösser bei der Vorstel-
lung des Gutachtens.

Der vom DGB Bayern beauftragte 
Staatsrechtler Prof. Dr. jur. Dieter 
Sterzel sieht die Verfassungsmäßig-
keit des Volksbegehrens als erwiesen 

im neuen Werk in Rumänien bauen 
lassen, aber dagegen steht die Verein-
barung. Diese lässt zwar prinzipiell 
eine Abweichung zu: Sollte die Fort-
setzung der heutigen Produktion in den 
gesicherten Werken ökonomisch oder 
technisch nicht möglich sein, kann 
Ersatzproduktion vereinbart werden. 
Aber was sollte ein Motorenwerk bau-
en, außer Motoren? Es gibt zur Produk-
tion des neuen Motors in Köln keine 
Alternative.

Zumal auch betriebswirtschaftlich 
viel für das Kölner Werk spricht:

• Gute und erprobte Logistik – die-
se ist in Rumänien nicht garantiert. 
Insbesondere sind Straßen und Schie-
nenanbindung in sehr schlechtem Zu-
stand. Ob diese überhaupt und wenn 
ja, rechtzeitig zum geplanten Produk-
tionsstart modernisiert werden wird, 
ist völlig offen.

• Voll eingearbeitete und hochqua-
lifizierte Arbeitskräfte. Sicher können 
die aktuellen und potenziellen Kolle-
ginnen und Kollegen in Rumänien auch 
alles lernen. Aber bis ein Werk volle 
Leistung bei hoher konstanter Qualität 
abliefert, dauert es selbst in etablierten 
Werken bei neuen Produkten etliche 
Monate. Eine komplette Belegschaft 
auf ein neues Produktionskonzept, 
neue Technik und neue Arbeitsmetho-
den „einzufahren“, birgt hohe Risiken 
und dauert noch länger. Dazu kommt, 
dass die zur Zeit noch vorhandenen gut 
ausgebildeten Facharbeiter nach West-
europa und Skandinavien abwandern 
und der Nachwuchs ausbleibt, auch 
auf Grund des maroden staatlichen 
Bildungssystems.

• Ein gut etabliertes Netz von Zu-
lieferern.

Die weiter verschärften europäischen 
Abgasnormen und die sich (ähnlich 
wie in den USA) zu kleineren Autos 
und Motoren verschiebende Nachfrage 
macht aber für die Zukunft der Ford 
Werke in Europa vor allem die sichere 
und schnelle Verfügbarkeit des neu-
en Motors zu einem wichtigen Punkt. 
Verlorene Marktanteile oder wegen 
fehlender Motoren nicht ausgelastete 
PKW-Werke (wie heute in den USA) 
wären viel teurer, als möglicherweise 
etwas höhere Kosten in der Motoren-
produktion.

Da die geplanten Stückzahlen des 
neuen Motors auch ausreichen würde, 
beide Motorenwerke (Köln und Rumä-
nien) auszulasten, wäre es sinnvoller, 
die Produktion in Köln beginnen zu 
lassen und das Werk in Rumänien in al-
ler Ruhe aufzubauen und etwas später 
dort die Produktion hochzufahren.

� lha
� Aus: Lokalberichte Köln Nr. 22/08

Bayerisches Staatsministerium des Innern legt Volksbegehren  
„Mindestlohn jetzt!“ dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof vor –  
Hier dokumentiert: Die Erklärung des Ministeriums

Innenministerium lehnt Volksbegehren  
zu Mindestlohn ab – DGB Bayern sieht sich  
juristisch gut gerüstet
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Mit dem Mindestarbeitsbedingungen-
gesetz und dem Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz hat der Bund jedoch be-
reits abschließende Regelungen zu 
Mindestlöhnen erlassen. Das Mindest-
arbeitsbedingungengesetz ermöglicht 
die Festsetzung von Mindestlöhnen 
in Branchen ohne wirkmächtige Ta-
rifvertragsparteien und ohne allge-
meinverbindlich erklärte Tarifver-
träge. Von ihm wurde bisher noch 
nicht Gebrauch gemacht. Das Ar-
beitnehmer-Entsendegesetz hinge-
gen dehnt für bestimmte Branchen 
die Geltung einzelner Regelungen 
allgemeinverbindlich erklärter 
Tarifverträge (insbesondere zum 
Mindestlohn) auf alle inländischen 
und ausländischen Arbeitgeber aus. 
Derzeit gibt es nach diesem Gesetz 
staatliche Mindestlöhne für insge-
samt sechs Branchen. 
Das beantragte Bayerische Mindest-
lohngesetz soll auch im Geltungsbe-
reich dieser Bundesgesetze zur Ein-
führung eines staatlich festgesetzten 
Mindestlohns verpflichten. Insoweit 

hat der Bundesgesetzgeber jedoch ei-
gene Regeln für die Festsetzung staat-
licher Mindestlöhne vorgesehen und 
damit landesgesetzliche Regeln aus-
geschlossen. Dem Land fehlt deshalb 
für ein solches Gesetz die erforderliche 

Gesetzgebungskompetenz. Dass nach 
dem Mindestarbeitsbedingungenge-
setz bisher keine Mindestlöhne fest-
gesetzt wurden, ändert hieran nichts. 
Dies zeigt vielmehr, dass von den zu-
ständigen Stellen bisher im Anwen-

dungsbereich dieses Gesetzes kein Be-
dürfnis für die staatliche Festsetzung 
von Mindestlöhnen gesehen wurde. 
Eine Landesgesetzgebungskompetenz 
lässt sich auch nicht mit Artikel 169 
Absatz 1 der Bayerischen Verfassung 

begründen, der die Möglichkeit 
einer Festsetzung von staatlichen 
Mindestlöhnen vorsieht. Denn 
die Bayerische Verfassung kann 
außerhalb der Kompetenzvertei-
lung des Grundgesetzes keine Ge-
setzgebungskompetenz schaffen. 
Mangels Gesetzgebungskompe-
tenz würde das Bayerische Min-
destlohngesetz im Übrigen auch 
in die verfassungsrechtlich ge-
schützte Tarifautonomie in unzu-
lässiger Weise eingreifen. 
Der Verfassungsgerichtshof hat 
nunmehr innerhalb von drei Mo-

naten über den Zulassungsantrag zu 
entscheiden. 

4.11.2008  

www.stmi.bayern.de

an. „Das Volksbegehren will durch 
die Festlegung einer verpflichtenden 
Zahlung eines allgemein verbindlichen 
Mindestlohnes in allen Branchen für 
alle vollzeitbeschäftigten Arbeit-
nehmer ein Existenz sicherndes 
Entgelt sicherstellen“, sagte Sterzel. 
„Der Bund hat hierzu keine um-
fassende gesetzliche Regelung ge-
schaffen und beabsichtigt, dies auch 
künftig nicht zu tun.“ 

Das Mindestarbeitsbedingungs-
gesetz von 1952 und das Arbeit-
nehmerentsendegesetz regelten 
nur einen kleinen Ausschnitt der 
Gesamtmaterie. Die Sperrwirkung 
für ein Landesgesetz im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung sei 
demnach nicht eingetreten. Sterzel: 

„Der Bund hat von seiner Gesetz-
gebungsbefugnis nicht erschöpfend 
Gebrauch gemacht. Das Volksbegeh-
ren mit seinem Gesetzentwurf für 
ein bayerisches Mindestlohngesetz 
schöpft den vom Bundesgesetzgeber 
offen gelassenen gesetzgeberischen 
Spielraum aus.“ 

Keine unzulässige Beschränkung der 
Tarifautonomie 

Auch die grundrechtlich geschützte 
Rechtsposition der Arbeitgeber ist 
laut Sterzel nicht verletzt. „Ein ge-
setzlicher Mindestlohn stellt keine un-
zulässige Beschränkung der Tarifau-
tonomie dar. Staatliche Regelungen im 
Schutzbereich der Koalitionsfreiheit 
(Art. 9 Abs. 3 GG) sind zulässig, wenn 
dies zum Schutz von Gemeinwohlbe-
langen gerechtfertigt ist (z. B. gesetz-
liche Regelungen zur Arbeitszeit oder 

Urlaubstagen). Ein Mindestlohngesetz, 
das sich im Sinne des Sozialstaatsge-
botes (Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 GG) 
am Prinzip der sozialen Gerechtigkeit 

orientiert, dient der Grundrechtssiche-
rung der Arbeitnehmer“, betonte Ster-
zel. In den Schutzbereich des Art. 9 GG 
werde nicht eingegriffen. 

Ebenso wenig verletze ein Mindest-
lohngesetz die unternehmerische Be-
rufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1GG), so Ster-
zel. Der bayerische Gesetzgeber erfülle 

damit „im Sinne eines notwendigen 
Grundrechtsvoraussetzungsschutzes“ 
seine sozialstaatliche Verpflichtung, 
Arbeitnehmern ein Existenz sicherndes 

Einkommen zu gewährleisten und 
ihnen angemessene Teilhabe am 
gesellschaftlichen und kulturellen 
Leben gemäß der bayerischen Ver-
fassung zu ermöglichen. 

Politische Pflicht zum Handeln 

Bayerns DGB-Vorsitzender Schös-
ser sieht die Gewerkschaftsforde-
rung nach einem gesetzlichen Min-
destlohn, die großen Zuspruch in 
der Bevölkerung findet, nun auch 
juristisch untermauert. 

Schösser: „Die Bayerische Staats-
regierung hat die Gesetzgebungs-
kompetenz beim Mindestlohn, wie 
die Rechtsexpertise zeigt. Der Baye-
rische Verfassungsgerichtshof wird 
letzte rechtliche Zweifel ausräumen. 
Die Staatsregierung hat dann nicht 
nur die juristische Potenz, sondern 
auch die politische Pflicht zum Han-
deln. Die Mehrheit der Wähler ist 
für den gesetzlichen Mindestlohn 
— über alle Parteilager hinweg. Die 
Politik wäre gut beraten, diesen 
demokratischen Handlungsauftrag 
der Bevölkerung endlich aufzugrei-
fen.“ 

Die Äußerungen des neuen baye-
rischen Wirtschaftsministers Zeil, der 
sich gegen den Mindestlohn ausgespro-
chen hat, nannte Schösser in diesem 
Zusammenhang „demokratieigno-
rant“ und eine „selbstherrliche Miss-
achtung des Bürgerwillens“.  � MJ
� www.igmetall-bayern.de
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Christiane Sternsdorf-Hauck

Brotmarken 
und rote  
Fahnen 
Frauen in der bayerischen Revolution 
und Räterepublik 1918/19, Köln/Karlsru-
he Neuer ISP Verlag GmbH 2008

Die vorliegende erweiterte Neuausga
be, erschienen zum 90jährigen Geden-
ken an die Bayerische Räterepublik, 
widmet sich einem bis heute vernach-
lässigten Thema, der Rolle der Frauen 
in den revolutionären Ereignissen zu 
Beginn des letzten Jahrhunderts. Ge-
nauer gesagt die Bedeutung der Frauen 
in der bayerischen Räterepublik. Die 
Namen großer Revolutionärinnen, Pa-
zifistinnen und Frauenrechtlerinnen 
wie Rosa Luxemburg und Clara Zetkin, 
Lida G. Heymann und Anita Augspurg 
sind in die Geschichte eingegangen. Die 
vielen Frauen, die mit Beginn des Ers-
ten Weltkriegs gegen Hunger und Krieg 
aufbegehrten, an Streiks und Demons-
trationen teilnahmen und sich politisch 
organisierten, sind weitgehend unbe-
kannt geblieben. Der Autorin Christia-
ne Sternsdorf- Hauck gelang es, auf der 
Basis umfangreicher Recherchen trotz 
der schwierigen Quellenlage ein bisher 
kaum erforschtes Kapitel bayerischer 
Geschichte zu erhellen.

Das Buch besteht aus zwei Teilen. Der 
erste Teil beschreibt, wie der Kampf 
der Frauen um Gleichberechtigung 
zu einem wichtigen Bestandteil des 
revolutionären Geschehens in Bayern 
wurde. 

Frauen arbeiteten im Ersten Welt-
krieg in der Produktion, vor allem in 
der Rüstungsindustrie, nachdem die 
Männer eingezogen worden waren. Der 
Krieg brachte Leid und Not, die Versor-
gung der Bevölkerung verschlechterte 
sich rapide, die Rationierung von Brot 
und Kartoffeln bedeutete Hunger und 
Unterernährung. Es waren die Frau-
en, die  in den Kriegsjahren und in 
der Nachkriegszeit, die Hauptlast zu 
tragen hatten.

Kurt Eisner, der am 1. November 
1918 die Republik und  den Freistaat 
Bayern ausrief, verlieh den Frauen zum 
ersten Mal das Wahlrecht. Sozialis-
tische Frauenorganisationen  wie der 
Bund sozialistischer Frauen traten für 
pazifistische Agitation und Aufklä-
rungsarbeit unter den Frauen ein. In 
den folgenden Monaten wurden wei-
tere Rechte erkämpft, die bis dahin den 
Frauen vorenthalten worden waren: so-
ziale Rechte wie das Recht auf gleichen 

Düsseldorf. Die LandesschülerInnen-
vertretung (LSV) NRW hält das Be-
streben der Landesregierung, das Fach 
Islamkunde als eigenständiges Un-
terrichtsfach einzuführen, für einen 
Schritt in die richtige Richtung. Somit 
wird dem Islam, der in Deutschland 
immer mehr zu einer bedeutsamen re-
ligiösen Kraft wird, auch in der Schule 
mehr Beachtung geschenkt. 

Jedoch ist der Schritt der Landes-
regierung, ein eigenständiges Unter-
richtsfach Islamkunde einzuführen, 
bei weitem nicht ausreichend. 

Im Entwurf der Landesregierung 
steht, dass es sich bei Islamkunde um 
keinen Religionsunterricht im kon-
fessionellen Sinne handelt. Die LSV 
NRW begrüßt dies, aber fordert dar-
über hinaus auch den Religionsunter-
richt anderer Glaubensrichtungen zu 
entkonfessionalisieren im Sinne einer 
kompletten Trennung von Schule und 
Religion. 

SchülerInnen, die in einer multikul-
turellen Gesellschaft leben, brauchen 
eine Aufklärung, die alle Kulturen und 
Religionen einander näher bringt und 
eine bessere Verständigung ermögli-
cht. 

So wie der derzeitige Religionsun-
terricht seinen Fokus auf das Chris-
tentum legt und andere Religionen nur 
anschneidet, fokussiert sich der Islam-
kundeunterricht auf den muslimischen 
Glauben. 

Die LSV NRW bezweifelt stark, dass 
die Trennung der SchülerInnen in Re-

ligionen ein konfliktfreies Zusammen-
leben aller Religionen und Kulturen 
in Deutschland, was mitunter Ziel des 
Lehrplans sein soll, fördert. 

Daher fordert die LSV NRW statt 
der Einführung eines neuen Religi-
onsfaches die Abschaffung des Reli-
gionsunterrichts in seiner heutigen 
Form und diesen durch das Fach „Re-
ligionskunde“, in dem Religion, Ethik 
und Philosophie kombiniert werden, 
zu ersetzten. Nur durch diese Kom-
bination können grundlegende Werte 
und Verhaltensweisen in ihrer Gänze 
vermitteln werden. Des Weiteren müs-
sen in dem Fach „Religionskunde“ alle 
Religionen gleichwertig behandelt und 
alle SchülerInnen gemeinsam unter-
richtet werden. 

Gemäß des Prinzips der Trennung 
von Staat und Kirche, welches die LSV 
NRW einfordert, ist es nicht korrekt, 
kirchliche VertreterInnen in ihrer 
Funktion in den Schulausschüssen 
über die Entwicklung der Schulen mit-
wirken zu lassen. 

Außerdem müssen LehrerInnen, 
ganz gleich ob sie katholische oder 
evangelische Religion oder eben Islam-
kunde unterrichten, ein Studium und 
eine angemessene Ausbildung absol-
viert haben. Die LSV NRW kritisiert, 
dass außer ausgebildeten LehrerInnen 
auch andere Lehrkräfte muslimischen 
Glaubens im Dienst des Landes für den 
Unterricht im Fach „Islamkunde“ in 
unzureichenden Schnellkursen ausge-
bildet werden.� www.lsvnrw.de

»Nun sag, wie hast du’s mit der Religion?«

Stellungnahme der LandesschülerInnenvertretung NRW zum Entwurf des 
Lehrplans „Islamkunde“ für die Klassen 5 bis 10
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Stichwort: Religionsfreiheit im Grundgesetz. Von Johannes Kakoures 
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Lohn und den Achtstundetag für Haus-
angestellte, das Recht auf Erziehung 
und Ausbildung und politische Rechte. 
Die Frauenorganisationen forderten 
die Vertretung und Mitverantwortung 
von Frauen in allen Gremien, also auch 
in den neu gebildeten Arbeiterräten. 
Ihre Forderung nach Bildung von ge-
sonderten Frauenräten scheiterte am 
Widerstand der männlichen Mitglieder 
der Räte, die bis dahin das politische 
Feld allein beherrscht hatten. Auch 
die Kandidatur von Frauen für die 
Räte wurde unter fadenscheinigen 
Vorwänden abgelehnt: Die wenigstens 
Frauen besaßen einen Beruf und das 
Wahlrecht blieb an die Berufstätigkeit 
gebunden. Auch die Stellung der Frau 
in der Familie, in der noch patriarcha-
lische Verhältnisse herrschten, sollte 
einen grundlegenden Wandel erfahren. 
Die feministische Position sah vor, die 
Hausfrau letztlich abzuschaffen durch 
gemeinschaftliche Haushaltsführung 
und Kindererziehung, Forderungen, 
die bis heute Utopie geblieben sind. Die 
kommunistische Position verschloss 
vor derlei Sonderwünschen lieber die 
Ohren und trat für die Emanzipation 
der gesamten Arbeiterklasse ein. 

Anekdoten belegen, dass die sexu-
elle Emanzipation, die von manchen 
Männern lautstark vertreten wurde, 
keineswegs bedeutete, dass diese ihren 
Frauen eine Beziehung außerhalb der 
Ehe gestattet hätten…

Gern sah man engagierte, revoluti-
onäre Frauen bei der Ausübung von 
Hilfsdiensten, nicht jedoch in wich-
tigen Ämtern. Es ist eines der wichtigs-
ten Anliegen dieses Buchs zu zeigen, 
mit welchen Schwierigkeiten Frauen 
in der Räterepublik zu kämpfen hatten.  

Portraits der wichtigsten weiblichen 
Protagonistinnen zeigen mutige, fä-
hige Frauen, die unermüdlich für die 
Belange der Frauen eintraten, z.T. ge-
gen den Widerstand der männlichen 
Mehrheit. Die übernommenen Ämter 
füllten sie mit großem Erfolg aus. 

Die Ermordung Kurt Eisners am 
21.Februar 1919, der wachsende po-
litische und militärische Druck auf 
die Münchner Räterepublik, führ-
te schließlich zu ihrer Zerschlagung 
durch die Truppen Hoffmanns mit Ver-
stärkung durch preußische  Truppen 
und bayerische Freikorps. Die einset-
zende Repression forderte auch unter 
den Frauen zahlreiche Opfer. An die 
Stelle der freiheitlichen Atmosphä-
re, die in Bayern ein halbes Jahr ge-
herrscht hatte und in der gerade auch 
Frauen große Veränderungen bewirkt 
hatten, trat Friedhofsruhe und dumpfe 
Enge.

Die kurze Zeit der Räterepublik bil-
det die Folie, vor der sich die Geschichte 
der Familie Kaetzler abspielt, der der 
zweite Teil des Buches gewidmet ist. Im 
Bericht über das Geschehen der Revo-
lutionstage im ersten Teil wird bereits 
Hilde Kramer erwähnt, ein Pflegekind 
von Gabriele Kaetzler (1872 Berlin 
– 1954 Zürich). Dem aristokratischen 
Elternhaus in Preußen entflohen, lässt 
sich Gabriele Kaetzler mit ihrem Mann 
in Bayern am Ammersee nieder. Dort 
wachsen ihre sechs Kinder auf. Sie 
betreibt ein Kinderheim, das sie nach 
modernen pädagogischen Prinzipien 
führt. Später nach dem Tod ihres Man-
nes ist sie für die Verwaltung von Le-
bensmitteln auf dem Land zuständig. 
Das Haus in Riederau am Ammersee 
wird bald zum  Treffpunkt der Revo-

lutionäre.
Der Briefwechsel mit ihren beiden 

ältesten Töchtern Fite (1898 Berlin 
– 1956 Zürich) und Wite (1899 Berlin 
– 1977 Böblingen), den die Autorin 
im Bayerischen  Hauptstaatsarchiv 
und im Staatsarchiv München fand, 
ist nicht nur für die Geschichte der 
Räterepublik von Bedeutung, son-
dern vermittelt uns ein Bild revo-
lutionär gesinnter Frauen, die am 
politischen Geschehen der Rätere-
publik intensiv beteiligt waren. Fite 
lebt während der Revolutionszeit in 
Jena, Wite in Berlin. Fite verdient als 
Laboratoriumsgehilfin ihr Brot, ihre 
Schwester Wite arbeitet als Rönt-
genassistentin. Sie sprechen über 
die politischen Ereignisse, Freunde, 
diverse Liebschaften und bitten die 
Mutter immer wieder um … Butter, 
die diese ihren Töchtern in manchem 
Paket zukommen lässt. Die Offenheit 
dieser Briefe erstaunt, nichts Klein-
bürgerliches haftet ihnen an, Leiden-
schaft, aber auch Hilfsbereitschaft 
und Solidarität unter den Familien 
der Sozialisten in Berlin und Bremen 
sind groß geschrieben. Riederau gilt 

dem Freundeskreis als Zufluchtsort bei 
Krankheit und Verfolgung, auch als 
Versteck für politisches Material. 

Auch Stasi, der älteste Sohn(1902 
– 1970), nimmt aktiv am politischen 
Leben teil. Die ganze Familie betei-
ligt sich an Demonstrationen in Mün-
chen. Hilde Kramer, die Pflegetochter, 
18jährig beim Ausbruch der Revoluti-
on, wird zu einer unermüdlichen Akti-
vistin, übernimmt Schreibarbeiten für 
die Räte, ist Gründungsmitglied der 
Vereinigung revolutionärer Internati-
onalisten von Erich Mühsam, später 
tritt sie in die KPD ein und arbeitet als 
Berichterstatterin für die Rote Fahne. 
Von ihr ist viel die Rede, sie lässt sich 
die Haare kurz schneiden, was Aufse-
hen erregt. 

Gabriele Kaetzler und ihr Umkreis 
geraten schon bald als angebliche 
Spartakisten unter Polizeiverdacht. 
Nach der Niederschlagung der Rätere-
publik wird sie verhaftet, ebenso wie 
ihre Töchter und Hilde Kramer. Sie 
werden angeklagt und  zu Gefängnis-
strafen verurteilt, im Juli 1919 wird 
Gabriele Kaetzler freigesprochen und 
aus dem Gefängnis entlassen. Fite und 
Wite kommen im Juni 1919 frei mit der 
Auflage Bayern zu verlassen. Im Okto-
ber verlässt auch Gabriele Kaetzer den 
Ammersee und geht zunächst mit ihren 
jüngeren Kindern nach Worpswede, wo 
sie bei Heinrich Vogler, dem bekannten 
kommunistischen Künstler, Aufnahme 
findet.

Ein Kapitel ist dem Leben der Fa-
milie Kaetzler nach 1919 gewidmet. 
Wie zu erwarten, geraten Mutter und 
Töchter mit den Nazis in Konflikt, 
werden verfolgt und müssen aus ver-
schiedenen Gründen emigrieren. Eine 
lange Odyssee durch Deutschland und 
Europa beginnt. Eine komplizierte 
Geschichte, an der sich die enge Ver-
bindung linksintellektueller Kreise in 
der Weimarer Republik ablesen lässt. 
Beeindruckend die zahlreichen beruf-
lichen und politischen Aktivitäten der 
Familie, die ihren politischen Idealen 
treu bleibt. Die Autorin ist den vielen 
Verästelungen der verschiedenen Be-
ziehungen der Schwestern Fite und 
Wite nachgegangen und hat erstaun-
liche Zusammenhänge aufgedeckt, die 
weit in die Nachkriegsgeschichte hin-
ein reichen. 

Ein Stück Zeitgeschichte liegt vor 
uns, das, beginnend mit den drama-
tischen Ereignissen der Räterepublik 
in Bayern, im Verlauf des 20. Jahrhun-
derts seine Fortsetzung findet. Die Le-
bensläufe der revolutionären Frauen, 
die durch ihren Mut und ihre Opferbe-
reitschaft, ihre Intelligenz und Krea-
tivität Geschichte geschrieben haben, 
sind eine lohnende, hochinteressante 
Lektüre. Christiane Sternsdorf- 
Hauck kommt das Verdienst zu, ihre 
Geschichte der Vergessenheit entrissen 
zu haben. � Ulla Varchmin 
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Dass es kontrovers werden würde, 
wussten die Veranstalter. Und so be-
tonte Dr. Stefan Breit in seiner Einlei-
tung der Veranstaltung des Forums de-
mokratischer Sozialismus, die Bedeut-
samkeit des pluralistischen Charak-
ters der neuen Partei. Ein diskursiver 
Stil sei besser als Diskussionsverbote. 
Und immerhin 40 Gäste zeigten sich 
am 24. Oktober in der Gaststätte „Zum 
Brunnwart“ in München-Schwabing 
bereit, das Angebot zur kontroversen 
Diskussion mit Dr. Rosemarie Hein 
und Christa Müller anzunehmen. Ver-
steht man unter Pluralismus auch die 
Fähigkeit, sich mit schwierigen Positi-
onen geduldig auseinander zu setzen, 
so wird der pluralistische Charakter 
der Anwesenden geschult aus der von 
Fritz Schmalzbauer moderierten Ver-
anstaltung hervor gegangen sein.

Dr. Rosemarie Hein …

…, studierte Pädagogin, war als Land-
tagsabgeordnete nicht nur für Bil-
dungspolitik, sondern auch für den 
Bereich Kinderbetreuung in Sachsen-
Anhalt zuständig und war maßgeblich 
an der KiTa-Kampagne des Partei-
vorstands der Linken beteiligt, die sie 
vor allem für den Westen wegen des 
schlechten Versorgungsgrads in der 
Kinderbetreuung für relevant hielt.

Die Forderung nach einem Ausbau der 
frühkindliche Kinderbetreuung habe 
zwei Seiten, zum einen soll sie den El-
tern die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ermöglichen, zum anderen soll 
der dramatischen Bildungssituation 
entgegengesteuert werden. Kinder be-
nötigten schon sehr früh unterschied-
liche Anregungen in Gemeinschaft. 
Die frühe Förderung, die in Krippen 
geleistet werde, sei allenfalls durch die 
Großfamilie zu ersetzen. Dabei sieht 

Dr. Hein Familie und Institution nicht 
als Gegensätze an, beide würden sich 
vielmehr ergänzen. 

Christa Müller …

…, studierte Ökonomin und familien-
politische Sprecherin der Partei Die 
Linke im Saarland, ist es wesentliches 
Anliegen, dass Eltern, die ihr Kind 
selbst betreuen, und Eltern, die es in 
Tagesbetreuung geben, nicht gegen-
einander ausgespielt werden. Derzeit 
würden letztere aufgrund der staatli-
chen Förderung des Krippenausbaus 
bevorzugt. Ihnen flössen Mittel zu, die 
anderen Eltern gingen leer aus. 

Das Modell der Partei Die Linke  
im Saarland

Das Modell der Partei Die Linke (Saar-
land) sehe dagegen vor, dass alle El-
tern einen bestimmten, nach Alter des 
Kindes gestaffelten, sozialversiche-
rungspflichtigen Betrag erhalten. Das  
sogenannte Erziehungsgehalt betrage 
vom ersten bis zum dritten Lebensjahr 
des Kindes 1600 €, vom dritten bis 
zum sechsten Lebensjahr 1000 €, in 
der weiteren Folge dann 500 €, jeweils 
pro Kind/ Monat. Der Betrag diene als 
Gehaltsersatz bzw. als Gehalt für die 
Erziehungsleistung. Es sei den Eltern 
freigestellt, wie sie ihn verwenden. 
Entweder bleibt ein Elternteil daheim 
oder beide arbeiten Teilzeit. Die Eltern 
könnten sich für das Geld aber auch 
einen Betreuungsplatz von hoher Qua-
lität für ihr Kind leisten. Hier merkte 
Müller an, dass sie einen Betreuungs-
schlüssel von eins zu drei für angemes-
sen halte. Selbst in einem gut gestellten 
Land wie Brandenburg sei lediglich 
ein Betreuungsschlüssel von einem Be-
treuer zu acht Kindern üblich.

Ein Vorteil ihres Modells sei, dass im 
Gegensatz zu anderen Konzeptionen 
die Plätze nicht erst 2013 vorhanden 
wären, weil die Freien Träger, wenn 
sie wissen, das Geld für die Betreuung 
sei da, dann auf der Stelle Plätze schaf-
fen würden. An die zu schaffenden 
Krippen seien hohe Qualitätsanforde-
rungen zu stellen. 

Elternschaft als kontrollierte  
Dienstleistung?

Aber auch die Qualität der Erziehung, 
die in den Familien geleistet wird, soll  
nachgewiesen und damit überprüft 
werden. Dies beginne mit einer inten-
siven Betreuung schon in der Schwan-
gerschaft in Form von drei Hausbesu-

chen durch eine Familienberaterin mit 
dem Ziel, Probleme in den Familien 
zu erkennen und zu lösen, damit diese 
dann „in einer sozial gelösten Situation 
sich ohne Stress um das Kind kümmern 
zu können“.  

Es folgen dann im ersten Lebensjahr 
des Kindes acht, im zweiten Lebens-
jahr sechs, im dritten Lebensjahr vier 
und im vierten Lebensjahr zwei Bera-
tungsbesuche.

Nehmen die Eltern das Beratungsan-
gebot nicht an oder nehmen sie ihre 
Erziehungsaufgabe nur unzureichend 
wahr, kommen sie auch nicht in den Ge-
nuss des Erziehungsgehalts. Wie sich 
in der am Ende geführten Diskussion 
herausstellte, gilt dies auch für z.B. 
türkische Mütter, die nicht hinreichend 
belegen können, dass sie deutsch mit 
ihren Kindern sprechen. Dies bezeich-
nete Müller als Wahlfreiheit, da es den 
Eltern ja frei stünde, das Geld des Staa-
tes anzunehmen oder nicht… 

Frau Müller wies daraufhin, dass 
nach dem Publikwerden von Tötungs-
delikten gegen Kinder die Aufregung in 
der Presse und Öffentlichkeit groß sei, 
es passiere jedoch nichts. Ihr Ziel sei es, 
die Fälle von Vernachlässigung, Miss-
handlung und sexuellem Missbrauch, 
die sie undifferenziert aufführte, nicht 
aufzudecken, sondern zu verhindern. 
Der Grund dafür sei nicht böser Wille, 
sondern die Überforderung.

Sie betonte, Geld sei ein Schritt, Be-
ratung ein weiterer. Die Gesellschaft 
benötige gut erzogene Kinder. Fami-
lien heute wären stark benachteiligt, 
während die Einkommenssituation 
von Kinderlosen ungleich besser sei. 
Von diesen sollten Transferleistungen 
für die Familien kommen.

„Kinder brauchen andere Kinder“

Dr. Hein entgegnete, dass man sich 
einig über die Problemlagen sei, El-
tern müssten  stärker befähigt und die 
aufsuchende Familienarbeit verbes-
sert werden. Hilfen seien aber auch in 
späteren Lebensjahren notwendig. Oft 
würden die Probleme mit der Einschu-
lung beginnen. Das Modell von Müller 
habe die Kinder nicht im Blick. Kinder 
brauchten auch andere Kindern, um zu 
lernen. Sie merkte an, dass gerade sozial 
schwache Familien das Geld beanspru-
chen, aber für andere Zwecke ausgeben 

Christa Müller , Dr. Rosemarie Hein und Fritz 
Schmalzbauer

Der fürsorgende Staat – Tröster oder Alptraum?

Wenn Kinder weinen
Dr. Rosemarie Hein (Die Linke Sachsen-Anhalt) und Christa Müller (Die Linke Saar-
land) diskutieren in der Schwabinger Gaststätte „Brunnwart“

Viele unserer Leerinnen und Leser werden 
das Forum Demokratischer Sozialisten 
(FDS) für eine Arbeitsgemeinschaft in und 
bei der Partei Die Linke halten, die aus-
schließlich in den östlichen Bundeslän-
dern wirkt. Ganz so ist es nicht. Der neben-
stehende Veranstaltungsbericht hält eine 
kontroverse Diskussion zwischen Christa 
Müller (Saarland), Dr. Rosemarie Hein 
(Sachsen-Anhalt) fest, die bei der Linken in 
München zu einer vertieften Auseinander-
setzung mit Funktion und Vollmachten des 
Staates bei der Kindererziehung anregt. 
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und die Kinder aus den Einrichtungen 
nehmen würden. Damit sei wiederum 
eine Benachteiligung von Kindern aus 
sozial schwachen Familien gegeben. 
Sie verwies in diesem Zusammenhang 
auf eine Studie des Instituts für So-
zialforschung in Frankfurt, wonach 
der Schulerfolg mit der Dauer der Be-
treuung in Kindertageseinrichtungen 
korreliere. Weiterhin sei zuzugestehen, 
dass aufsuchende Arbeit zwar wichtig 
sei, Probleme der Kinder vor allem aber 
bemerkt werden, wenn sie täglich in 
der Tageseinrichtung erlebt werden.

Kinderbetreuungsplätze kein reines 
Geldproblem

Dr. Hein kritisierte die Vorstellung, 
wonach, wenn nur das Geld zur Verfü-
gung stünde, automatisch hinreichend 
Kinderbetreuungsplätze entstünden. 
Sie verwies dabei auf die enorme Zahl 
von 80.000 ErzieherInnen, die gemäß 
einer Studie derzeit fehlen. Auch sei 
die Qualität in der Ausbildung ver-
besserungswürdig sei. So sollten  Er-
zieherinnen und Erzieher künftig an 
Fachhochschulen ausgebildet werden.

Ungleiche Höhe des Betreuungsgeldes 
nicht zu rechtfertigen

Auf Nachfrage von Fritz Schmalzbau-
er, der auf das bestehende Gehaltsge-
fälle von 23% zwischen Mann und Frau 
hinwies, unterschied Müller zwischen 
dem Fall, dass für gleiche Arbeit un-
gleicher Lohn gezahlt würde. Dies sei 
dann nicht Aufgabe der Familienpoli-
tik, sondern der Gewerkschaften und 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
Demgegenüber löse das Erziehungs-
gehalt den Anteil am Lohngefälle, den 
Teilzeitarbeit und Berufsausstieg vie-
ler Frauen ausmachen.

Natürlich befürworte sie Karrie-
remöglichkeiten für Frauen, aber nur 
wenige könnten  Karriere machen. 22% 
der Frauen arbeiteten im Mindestlohn-
bereich. Das Elterngeld, das auch von 
der Linken vertreten wird, bevorzuge 
Besserverdienende, da es an das Gehalt 
gekoppelt sei. Sie führte als Beispiel die 
Rechtsanwältin an, die 1800 € erhalte 
gegenüber der Hartz IV-Empfängerin  
die sich mit 450 € begnügen müsse. 
Beiden stünde aber das gleiche Geld 
zu, weil beide die gleiche Arbeit leisten, 
weil beide „in der Nacht aufstehen, 
wenn ihr Kind schreit“.

Nur ein geringer Teil der Frauen wolle 
Vollzeit arbeiten. Und heute hätten die 
Reichen eh schon Wahlfreiheit, wäh-
rend für sozial Schwache ein Zwang 
zur Krippe bestünde.

Regierungskonzepte ein „Deal mit der 
Wirtschaft“?

Die Konzepte von Merkel und von der 
Leyen beruhten auf einem Deal mit der 
Wirtschaft, dergestalt, dass die Frauen 
dem Arbeitsmarkt als billige Arbeits-
kräfte geliefert werden, um niedrige 

Löhne zu erzielen. Es sei auffällig, dass 
bereits die SPD-Familienministerin 
Renate Schmidt, ihre Konzepte immer 
mit BDI-Präsident Hundt vorgestellte 
habe und wies auf die Zusammenarbeit 
mit der Bertelsmann-Stiftung hin. Es 
sei jetzt schon so, dass Arbeitgeber 
Druck auf die Frauen ausübten, bald 
nach der Geburt eines Kindes wieder 
an den Arbeitsplatz zurückzukehren, 
was sie durch ein Beispiel aus dem 
persönlichen Umfeld belegte. 

Nur ihr Konzept sei links, eine linke 
Politik müsse Politik für Benachtei-
ligte, allenfalls noch für die Durch-
schnittsfamilie sein. 

Unterschiedliche Wahrnehmungen in 
Sachen Teilzeit

Dr. Hein warnte davor, einen Un-
terschied zwischen Karrierejob und 
schlechtem Job zu machen. Sie bezwei-
felte auch Müllers Aussage hinsichtlich 
des Teilzeitwillens der Frauen. Ihre 
Wahrnehmung sei anders, insbesonde-
re im Osten bestünde wohl eine völlig 
andere Sozialisation.

Eine schwierige Diskussion

Es folgte die erwartet kontrovers und 
emotional geführte Debatte, bei der 
zeitweise das gerade bei diesem The-
ma häufige Problem auftauchte, dass 
höchstpersönliche Erlebnisse und Er-
fahrungen mit politischer Erkenntnis 
verwechselt werden. So wurde unter 
anderem die Vermutung geäußert, dass 
bei Kindern alleinerziehender Mütter 
die Wahrscheinlichkeit höherer Ge-
waltgeneigtheit bei 90% liege. Ernst-
zunehmendere Diskussionsbeiträge 
wiesen darauf hin, dass das Konzept 
von Müller das Kinderkriegen zu einer 
Dienstleistung gegenüber dem Staat 
mache. Nur so lasse sich der Charakter 
als Ersatzgehalt erklären.

Eine problematische Verknüpfung

Ein Hauptproblem des Modells von 
Christa Müller ist, dass die Gewährung 
einer Leistung zur finanziellen Ab-
sicherung von Familien mit Kindern 
mit Maßnahmen des Kinderschutzes 
verknüpft wird. Das in Artikel 6, II 
Grundgesetz normierte Wächteramt 
des Staates greift dann, wenn im kon-
kreten Einzelfall das Kindeswohl ge-
fährdet ist. Keinesfalls erlaubt es die 
generalpräventive fürsorgliche Bela-
gerung aller Eltern. Die Eltern erhal-
ten eine Leistung, die Gegenleistung 
ist das „gut erzogene“ Kind.  Selbstver-
ständlich kann die Leistungserbrin-
gung kontrolliert werden. 

Gleichzeitig wird an die immerhin 
in einem Zwangskontext stattfindende 
Beratung   eine Heilserwartung ge-
knüpft, die so nicht zu erfüllen ist. 
Die Vorstellung, man könne durch ir-
gendeine staatliche Maßnahme jede 
Form von Misshandlung und  Vernach-
lässigung aus der Welt schaffen, ist 

illusionär. Die Gründe aus-
schließlich in den sozialen 
Strukturen, in einer „Über-
forderung“, die nur abgestellt 
werden müsste, zu suchen, ist eine 
verengte Sichtweise. Für die Frage, wie 
die bestehenden, ja alles andere als eine 
nur schlechte Arbeit machenden Insti-
tutionen der Kinder- und Jugendhilfe 
etwa der Landeshauptstadt München 
zu verbessern wären, enthält das Mo-
dell keine Ansatzpunkte.

Fachliche Zweifel an Müllers 
Kinderbild

Daneben bestehen fachliche Zweifel. 
So argumentierte Müller auch, dass 
Kinder in den ersten Lebensjahren, 
nach ihrer Erfahrung, kaum Interesse 
an Kontakt zu Gleichaltrigen entwi-
ckeln, und ausgesprochen emotional 
mit Problemen, wenn Kleinstkinder 
sich von der Mutter trennen müssten. 
Man wolle doch nicht, dass das Kind 
weine … 

Ist erstere These umstritten, muss 
zur zweiten festgehalten werden, dass 
eine geglückte, sichere Bindung, Vor-
aussetzung für die Entwicklung von 
Autonomie des Kindes ist. Klar ist, 
dass das, was die Eltern als wesentliche 
Bezugspersonen leisten, nicht durch 
institutionelle Erziehung ersetzt wer-
den kann. Öffentliche Einrichtungen 
sind jedoch nicht aus dem Willen her-
aus entstanden, eine Alternative zur 
Familie darzustellen, sondern aus re-
alen Notwendigkeiten. Auch können 
bestimmte Aspekte der Förderung in 
den Familien nicht geleistet werden. 

Diskussionsbedarf zur Aufgabenteilung 
zwischen Familie  
und Erziehungseinrichtungen

Die Position Müllers kann aber als 
nicht unberechtigte Mahnung an den 
Staat verstanden werden, auch nicht 
zu glauben, die Familie ersetzen zu 
können. Die Aufgaben, die öffentliche 
Institution zu erfüllen haben, können 
idealerweise nur in Kooperation, nicht 
gegen den Willen der Eltern erfolgreich 
wahrgenommen werden.

Neben dem von Hein zu Recht kriti-
sierten Arbeits- und Frauenbild, das 
in der Gegenüberstellung von Karriere 
und Niedriglohn zu Ausdruck kam, 
erscheint politisch vor allem das Ver-
hältnis von staatlichen Herrschafts-
ansprüchen und Freiheit des Einzelnen 
klärungsbedürftig. 

So betonte Hein, dass die Verknüp-
fung von umfassender Fürsorge mit 
umfassender Kontrolle sie stark an den 
DDR-Staat erinnere. Sie räumte dabei 
allerdings ein, dass sie erst nach dem 
Ende der DDR die damit verbundenen 
Gefahren voll erkannt habe. Ob damals 
alles so gut gewesen sei, wäre also wei-
terhin diskussionsbedürftig. 

� Elisabeth Baumgartner
Aus: Münchner Lokalberichte 22/2008
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Nazi-Aufmarsch in Dresden (Jahrestag der Bombardierung 
Dresdens im Zweiten Weltkrieg). 

28. Februar. Essen. Bundesparteitag und Vertreter/innen-
Versammlung zur Europawahl der Linken

21. März. Berlin, Kongress der Bundestagsfraktion Die 
Linke zum Sozialstaat.

28. März. Köln. Aufstellung der Landesliste NRW der Linken 
zur Bundestagswahl.

3./4. April. Baden-Baden. Nato-Gipfel zum 60jährigen Be­
stehen. Aktionen unter dem Titel: „Nein zu Krieg – nein zur 
Nato“ sind geplant.

20. Juni. Berlin. Bundesparteitag der Linken zur Bundes-
tagswahl 2009. 

14. November. Erfurt. Bundesdelegiertenkonferenz Bünd-
nis 90/Grüne.

16. November. Fulda. Vorstandssitzung des Vereins für poli-
tische Bildung, linke Kritik und Kommunikation.

20. November Stuttgart. Parteitag der CDU mit Neuwahl 
des Vorstands

20. November. Potsdam Demonstration anlässlich des Tags 
der Kinderrechte. Gleiche Rechte für Alle! Für die UNO-
Kinderrechte und die Abschaffung der Residenzpflicht, für 
Bleiberecht und Legalisierung.  Parallel zur Innenminister-
konferenz in Potsdam organisieren die Jugendlichen ohne 
Grenzen (JOG) wieder eine Konferenz der jungen Flücht-
linge und eine bundesweite Demonstration. Der Aufruf wird 
von Flüchtlingsorganisationen, Grünen und Linkspartei  
unterstützt. 

29. November. Berlin. Konferenz der Linken zur Verabschie-
dung der Wahlplattform Europäische Linke

29./30. November. Hamburg. Landesparteitag der Linken.

6. Dezember. Leinfelden-Echterdingen. Landesparteitag 
der Linken Baden-Württemberg 

6. Dezember. Regensburg. Landesparteitag der Linken Bay-
ern. 

31. Januar. Aufstellung der Landesliste Baden-Württemberg 
der Linken zur Bundestagswahl.

31. Januar. Aufstellung der Landesliste Niedersachsen der 
Linken zur Bundestagswahl.

13. Februar. Dresden. Bundesweite Demonstration gegen 

Jahr Monat Wo? Was?
Ter-
min

Wahl-
periode

2009 Januar Hessen / a.o. Landtag 18.1. 4 Jahre
Mai Bundesversamml. Bundespräs 23.5. 5 Jahre
Juni EU Euro. Parl. 7.6. 5 Jahre
Juni Baden-Württemb. Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Mecklenb.-Vorp. Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni NRW Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Rheinland-Pfalz Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Saarland Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Sachsen Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Sachsen-Anhalt Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Thüringen Kommunal 7.6. 5 Jahre
August Saarland Landtag 30.8. 5 Jahre
August Thüringen Landtag 30.8. 5 Jahre
August Sachsen Landtag 30.8. 5 Jahre
Sept. Brandenburg Landtag 27.9. 5 Jahre
Sept. Bundesrepublik Bundestag 27.9. 4 Jahre

2010 Frühj Schlesw.-Holstein Landtag 5 Jahre
Frühj NRW Landtag 5 Jahre

2011 Frühj Baden-Württemb. Landtag 5 Jahre
Frühj Rheinland-Pfalz Landtag 5 Jahre
Frühj Sachsen-Anhalt Landtag 5 Jahre
Frühj Hessen Kommunal 5 Jahre
Frühj Bremen Landtag/K 4 Jahre
Herbst Niedersachsen Kommunal 5 Jahre
Herbst Berlin Landtag/K 5 Jahre
Herbst Mecklenb.-Vorp. Landtag 5 Jahre

Vorschau auf Wahlen


